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Synopse zur Formulierungshilfe für die Fraktionen CDU/CSU und SPD 

 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Telekommunikationsgesetzes und 

zur Feststellung des überragenden öffentlichen Interesses für den TK-Netz-
ausbau (TKG-Änderungsgesetz 2025) 

 

Geltendes Recht Formulierungshilfe 

Telekommunikationsgesetz Telekommunikationsgesetz 

(TKG) 
vom: 23.06.2021 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 35 G v. 6.5.2024 

I Nr. 149 

(TKG) 
vom: 23.06.2021 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 35 G v. 6.5.2024 

I Nr. 149 

§ 1 § 1 

Zweck des Gesetzes, Anwendungsbe-
reich 

Zweck des Gesetzes, Anwendungsbe-
reich 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, 
durch technologieneutrale Regulierung den 
Wettbewerb im Bereich der Telekommuni-
kation und leistungsfähige Telekommunika-
tionsinfrastrukturen zu fördern und flächen-
deckend angemessene und ausreichende 
Dienstleistungen zu gewährleisten. 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, 
durch technologieneutrale Regulierung den 
Wettbewerb im Bereich der Telekommuni-
kation und leistungsfähige Telekommunika-
tionsinfrastrukturen zu fördern und flächen-
deckend angemessene und ausreichende 
Dienstleistungen zu gewährleisten. Die 
Verlegung und die Änderung von Tele-
kommunikationslinien zum Ausbau von 
öffentlichen Telekommunikationsnetzen 
liegen bis zum Ablauf des 31. Dezem-
bers 2030 im überragenden öffentlichen 
Interesse. 

(2) Diesem Gesetz unterliegen alle 
Unternehmen oder Personen, die im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes Telekommu-
nikationsnetze oder Telekommunikations-
anlagen betreiben oder Telekommunikati-
onsdienste erbringen sowie die weiteren, 
nach diesem Gesetz Berechtigten und Ver-
pflichteten. 

(2) Diesem Gesetz unterliegen alle 
Unternehmen oder Personen, die im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes Telekommu-
nikationsnetze oder Telekommunikations-
anlagen betreiben oder Telekommunikati-
onsdienste erbringen, sowie die weiteren, 
nach diesem Gesetz Berechtigten und Ver-
pflichteten. 
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§ 12 § 12 

Konsultations- und Konsolidierungsver-
fahren 

Konsultations- und Konsolidierungsver-
fahren 

(1) Die Bundesnetzagentur gibt den 
interessierten Parteien Gelegenheit, inner-
halb einer angemessenen Frist, die in der 
Regel einen Monat betragen soll, zu dem 
Entwurf der Ergebnisse der Marktdefinition 
nach § 10 und der Marktanalyse nach § 11 
Stellung zu nehmen. Der Entwurf und die 
dazu eingegangenen Stellungnahmen wer-
den von der Bundesnetzagentur unter 
Wahrung der Betriebs- und Geschäftsge-
heimnisse der Beteiligten veröffentlicht. Die 
Bundesnetzagentur unterhält zu diesem 
Zweck eine einheitliche Informationsstelle, 
bei der eine Liste aller laufenden Konsulta-
tionen vorgehalten wird. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Sofern beabsichtigte Maßnahmen 
nach den §§ 10 und 11 Auswirkungen auf 
den Handel zwischen den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union hätten, übermittelt 
die Bundesnetzagentur den Entwurf der 
Maßnahmen nach Durchführung des Kon-
sultationsverfahrens gleichzeitig der Kom-
mission, dem GEREK und den nationalen 
Regulierungsbehörden der anderen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union, es 
sei denn, eine Empfehlung oder Leitlinie, 
die die Kommission nach Artikel 34 der 
Richtlinie (EU) 2018/1972 erlassen hat, 
sieht eine Ausnahme von der Übermitt-
lungspflicht vor. § 199 Absatz 3 und 4 gilt 
entsprechend. Vor Ablauf eines Monats 
nach Übermittlung an die Kommission hat 
die Bundesnetzagentur beabsichtigte Maß-
nahmen nach den §§ 10 und 11 nicht fest-
zulegen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Bundesnetzagentur hat den 
Stellungnahmen der Kommission, des GE-
REK und der anderen nationalen Regulie-
rungsbehörden, die innerhalb der in Absatz 
2 Satz 3 genannten Monatsfrist abgegeben 
wurden, weitestgehend Rechnung zu tra-
gen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Teilt die Kommission innerhalb der 
Monatsfrist nach Absatz 2 Satz 3 mit, dass  

(4) u n v e r ä n d e r t  
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1. sie ernsthafte Zweifel an der Verein-
barkeit der beabsichtigten Maßnahmen 
nach den §§ 10 und 11 mit dem Recht 
der Europäischen Union und insbeson-
dere mit den Zielen des Artikels 3 der 
Richtlinie (EU) 2018/1972 habe oder 

 

2. diese Maßnahmen ein Hemmnis für 
den Binnenmarkt schaffen, 

 

so legt die Bundesnetzagentur diese Maß-
nahmen nicht vor Ablauf von zwei weiteren 
Monaten nach der Mitteilung der Kommis-
sion fest, wenn sie Folgendes enthalten:  

 

1. die Festlegung eines relevanten Mark-
tes, der sich von jenen Märkten unter-
scheidet, die in der jeweils geltenden 
Fassung der Empfehlung (EU) 
2020/2245 definiert sind, oder 

 

2. die Festlegung, dass ein oder mehrere 
Unternehmen auf einem Markt über 
beträchtliche Marktmacht verfügt oder 
verfügen. 

 

(5) Fordert die Kommission die Bun-
desnetzagentur innerhalb des in Absatz 4 
genannten Zweimonatszeitraums auf, den 
Entwurf der beabsichtigten Maßnahme 
nach §§ 10 und 11 zurückzuziehen, so än-
dert die Bundesnetzagentur diesen inner-
halb von sechs Monaten ab dem Datum 
des Kommissionsbeschlusses oder teilt der 
Kommission innerhalb dieser sechs Mo-
nate mit, dass sie den Entwurf zurückzieht. 
Ändert die Bundesnetzagentur den Entwurf 
der beabsichtigten Maßnahme, so führt sie 
das Konsultationsverfahren nach Absatz 1 
durch und legt der Kommission den geän-
derten Entwurf nach Absatz 2 vor. Die Bun-
desnetzagentur unterrichtet das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Energie und 
das Bundesministerium für Verkehr und di-
gitale Infrastruktur über den Beschluss der 
Kommission und über ihr weiteres Vorge-
hen nach Satz 1. 

(5) Fordert die Kommission die Bun-
desnetzagentur innerhalb des in Absatz 4 
genannten Zweimonatszeitraums auf, den 
Entwurf der beabsichtigten Maßnahme 
nach §§ 10 und 11 zurückzuziehen, so än-
dert die Bundesnetzagentur diesen inner-
halb von sechs Monaten ab dem Datum 
des Kommissionsbeschlusses oder teilt der 
Kommission innerhalb dieser sechs Mo-
nate mit, dass sie den Entwurf zurückzieht. 
Ändert die Bundesnetzagentur den Entwurf 
der beabsichtigten Maßnahme, so führt sie 
das Konsultationsverfahren nach Absatz 1 
durch und legt der Kommission den geän-
derten Entwurf nach Absatz 2 vor. Die Bun-
desnetzagentur unterrichtet das Bundesmi-
nisterium für Digitales und Staatsmoder-
nisierung über den Beschluss der Kom-
mission und über ihr weiteres Vorgehen 
nach Satz 1. 

(6) Die Bundesnetzagentur veröffent-
licht unverzüglich nach Stellungnahme der 
Kommission die Ergebnisse der Marktdefi-
nition nach § 10 und der Marktanalyse 
nach § 11 unter Wahrung der Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse der Beteiligten und 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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übermittelt diese der Kommission und dem 
GEREK. § 199 Absatz 3 und 4 gilt entspre-
chend. Findet das Verfahren nach den Ab-
sätzen 2 bis 5 keine Anwendung, veröffent-
licht die Bundesnetzagentur die Ergebnisse 
der Marktdefinition nach § 10 und der 
Marktanalyse nach § 11 in der Regel inner-
halb eines Monats nach Ende der Stellung-
nahmefrist nach Absatz 1 Satz 1 unter Be-
rücksichtigung der eingegangenen Stel-
lungnahmen. 

(7) Die Bundesnetzagentur kann an-
gemessene vorläufige Maßnahmen erlas-
sen, wenn sie bei Vorliegen außergewöhn-
licher Umstände der Ansicht ist, dass drin-
gend und ohne Einhaltung des Verfahrens 
nach den Absätzen 1 bis 5 gehandelt wer-
den muss, um den Wettbewerb zu gewähr-
leisten und die Nutzerinteressen zu schüt-
zen. Sie teilt diese der Kommission, dem 
GEREK und den übrigen nationalen Regu-
lierungsbehörden unverzüglich nach Erlass 
mit einer vollständigen Begründung mit. 
Für einen Beschluss der Bundesnetzagen-
tur, diese Maßnahmen dauerhaft aufzuerle-
gen oder ihre Geltungsdauer zu verlän-
gern, gelten die Absätze 1 bis 5. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

(8) Die Bundesnetzagentur kann den 
Entwurf einer Marktdefinition und Markt-
analyse nach den §§ 10 und 11 jederzeit 
zurückziehen. 

(8) u n v e r ä n d e r t  

§ 52 § 52 

Transparenz, Veröffentlichung von Infor-
mationen und Dienstemerkmalen zur 
Kostenkontrolle; Rechtsverordnung 

Transparenz, Veröffentlichung von Infor-
mationen und Dienstemerkmalen zur 
Kostenkontrolle; Rechtsverordnung 

(1) Anbieter von Internetzugangs-
diensten und öffentlich zugänglichen inter-
personellen Telekommunikationsdiensten, 
die die Erbringung der Dienste von ihren 
Geschäftsbedingungen abhängig machen, 
sind verpflichtet, aktuelle Informationen zu 
veröffentlichen über  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. geltende Preise und Tarife,  

2. die Vertragslaufzeit und die bei vorzei-
tiger Vertragskündigung anfallenden 
Entgelte sowie Rechte bezüglich der 
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Kündigung von Angebotspaketen oder 
Teilen davon, 

3. Standardbedingungen für den Zugang 
zu den von ihnen für Endnutzer und 
Verbraucher bereitgestellten Diensten 
und deren Nutzung, 

 

4. die Dienstequalität einschließlich eines 
Angebots zur Überprüfbarkeit der Da-
tenübertragungsrate, 

 

5. Einzelheiten über speziell für Nutzer 
mit Behinderungen bestimmte Pro-
dukte und Dienste und 

 

6. die tatsächliche, standortbezogene 
Mobilfunknetzabdeckung, einschließ-
lich einer Kartendarstellung zur aktuel-
len Netzabdeckung. 

 

Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2015/2120 bleibt hiervon unberührt. 

 

(2) Im Rahmen des Absatzes 1 Satz 1 
Nummer 3 sind Anbieter von Internetzu-
gangsdiensten und öffentlich zugänglichen 
interpersonellen Telekommunikationsdiens-
ten verpflichtet, Folgendes zu veröffentli-
chen:  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. Kontaktangaben des Unternehmens,  

2. den Umfang der angebotenen Dienste 
und Hauptmerkmale jedes bereitge-
stellten Dienstes einschließlich etwai-
ger Mindestniveaus der Dienstequalität 
sowie etwaig auferlegter Nutzungsbe-
schränkungen für bereitgestellte Tele-
kommunikationsendeinrichtungen, 

 

3. Tarife der angebotenen Dienste mit 
Angaben zu dem in bestimmten Tari-
fen enthaltenen Kommunikationsvolu-
men und den geltenden Tarifen für zu-
sätzliche Kommunikationseinheiten, 
Nummern oder Dienste, für die beson-
dere Preisbedingungen gelten, Zu-
gangsentgelte, Wartungsentgelte, Nut-
zungsentgelte jeder Art, besondere so-
wie zielgruppenspezifische Tarife und 
Zusatzentgelte sowie Kosten für End-
geräte, 
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4. ihre Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen und die von ihnen angebotenen 
Vertragslaufzeiten, die Voraussetzun-
gen für einen Anbieterwechsel nach § 
59, Kündigungsbedingungen sowie 
Verfahren im Zusammenhang mit der 
Übertragung von Rufnummern oder 
anderen Kennungen, 

 

5. allgemeine und anbieterbezogene In-
formationen über die Verfahren zur 
Streitbeilegung und 

 

6. Informationen über grundlegende 
Rechte der Endnutzer von Internetzu-
gangsdiensten oder öffentlich zugängli-
chen interpersonellen Telekommunika-
tionsdiensten, insbesondere  

 

a) zu Einzelverbindungsnachweisen,  

b) zu beschränkten und für den End-
nutzer kostenlosen Sperren abge-
hender Verbindungen oder von 
Kurzwahl-Datendiensten oder, so-
weit technisch möglich, anderen 
Arten ähnlicher Anwendungen, 

 

c) zur Nutzung öffentlicher Telekom-
munikationsnetze gegen Voraus-
zahlung, 

 

d) zur Verteilung der Kosten für einen 
Netzanschluss auf einen längeren 
Zeitraum, 

 

e) zu den Folgen von Zahlungsver-
zug für mögliche Sperren, 

 

f) zu den Dienstemerkmalen Ton-
wahl- und Mehrfrequenzwahlver-
fahren und Anzeige der Rufnum-
mer des Anrufers und 

 

g) zur Tarifberatung.  

(3) Die Informationen sind klar, ver-
ständlich und leicht zugänglich in maschi-
nenlesbarer Weise und in einem für End-
nutzer mit Behinderungen barrierefreien 
Format bereitzustellen. Die Bundesnetza-
gentur stellt sicher, dass die Anbieter diese 
Informationen veröffentlichen und regelmä-
ßig auf den neuesten Stand bringen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium 
des Innern, für Bau und Heimat, dem Bun-
desministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz sowie dem Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundestages Rahmenvorschriften zur För-
derung der Transparenz sowie zur Veröf-
fentlichung von Informationen und zusätzli-
chen Dienstemerkmalen zur Kostenkon-
trolle auf dem Telekommunikationsmarkt 
zu erlassen. 

(4) Das Bundesministerium für Digita-
les und Staatsmodernisierung wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium des Innern, dem Bundesmi-
nisterium der Justiz und für Verbraucher-
schutz sowie dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundestages 
Rahmenvorschriften zur Förderung der 
Transparenz sowie zur Veröffentlichung 
von Informationen und zusätzlichen Diens-
temerkmalen zur Kostenkontrolle auf dem 
Telekommunikationsmarkt zu erlassen. 

(5) In der Rechtsverordnung nach Ab-
satz 4 können hinsichtlich Ort und Form 
der gemäß den Absätzen 2 und 3 zu veröf-
fentlichenden Informationen konkretisie-
rende Anforderungen festgelegt werden. In 
der Rechtsverordnung nach Absatz 4 kön-
nen Anbieter von Internetzugangsdiensten 
und öffentlich zugänglichen interpersonel-
len Telekommunikationsdiensten sowie Be-
treiber öffentlicher Telekommunikations-
netze verpflichtet werden, Einrichtungen 
anzubieten, um die Kosten von Sprach-
kommunikationsdiensten, von Internetzu-
gangsdiensten oder von nummerngebun-
denen interpersonellen Telekommunikati-
onsdiensten im Falle des Artikels 115 der 
Richtlinie (EU) 2018/1972 zu kontrollieren. 
Die Einrichtung umfasst auch unentgeltli-
che Warnhinweise für die Verbraucher im 
Falle eines anormalen oder übermäßigen 
Verbrauchsverhaltens. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie kann im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur die Ermächtigung 
nach Absatz 4 durch Rechtsverordnung auf 
die Bundesnetzagentur übertragen. Eine 
Rechtsverordnung der Bundesnetzagentur 
bedarf des Einvernehmens mit dem Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie, 
dem Bundesministerium des Innern, für 
Bau und Heimat, dem Bundesministerium 
der Justiz und für Verbraucherschutz, dem 
Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur und dem Bundestag. 

(6) Das Bundesministerium für Digita-
les und Staatsmodernisierung kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie die Er-
mächtigung nach Absatz 4 durch Rechts-
verordnung auf die Bundesnetzagentur 
übertragen. Eine Rechtsverordnung der 
Bundesnetzagentur bedarf des Einverneh-
mens mit dem Bundesministerium für Digi-
tales und Staatsmodernisierung, dem 
Bundesministerium des Innern, dem Bun-
desministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz, dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie und dem Bundes-
tag. 

Table.Briefings



 - 8 -  

Geltendes Recht Formulierungshilfe 

(7) Die Bundesnetzagentur kann 
selbst oder über Dritte jegliche Information 
veröffentlichen, die für Endnutzer Bedeu-
tung haben kann. Die Bundesnetzagentur 
kann zur Förderung der Transparenz sowie 
zur Bereitstellung von Informationen und 
zusätzlichen Dienstemerkmalen zur Kos-
tenkontrolle nach Absatz 4 interaktive Füh-
rer oder ähnliche Techniken selbst oder 
über Dritte bereitstellen, wenn diese auf 
dem Markt nicht kostenlos oder zu einem 
angemessenen Preis zur Verfügung ste-
hen. Zur Bereitstellung nach Satz 3 ist die 
Nutzung der von Betreibern öffentlicher Te-
lekommunikationsnetze und von Anbietern 
von Internetzugangsdiensten und öffentlich 
zugänglichen interpersonellen Telekommu-
nikationsdiensten veröffentlichten Informati-
onen für die Bundesnetzagentur oder für 
Dritte kostenlos. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

§ 68 § 68 

Schlichtung Schlichtung 

(1) Ein Endnutzer kann bei der 
Schlichtungsstelle Telekommunikation der 
Bundesnetzagentur durch einen Antrag ein 
Schlichtungsverfahren einleiten, wenn es 
zwischen ihm und einem Betreiber öffentli-
cher Telekommunikationsnetze oder einem 
Anbieter öffentlich zugänglicher Telekom-
munikationsdienste zum Streit über einen 
Sachverhalt kommt, der mit den folgenden 
Regelungen zusammenhängt:  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. die §§ 51, 52, 54 bis 67 oder den auf-
grund dieser Regelungen getroffenen 
Festlegungen sowie § 156 oder einer 
Rechtsverordnung nach § 52 Absatz 4, 

 

2. der Verordnung (EU) Nr. 531/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 13. Juni 2012 über das Ro-
aming in öffentlichen Mobilfunknetzen 
in der Union (Neufassung) (ABl. L 172 
vom 30.6.2012, S. 10), die zuletzt 
durch die Verordnung (EU) 2017/920 
(ABl. L 147 vom 9.6.2017, S. 1) geän-
dert worden ist, oder 

 

Table.Briefings



 - 9 -  

Geltendes Recht Formulierungshilfe 

3. Artikel 4 Absatz 1, 2 und 4 und Artikel 
5a der Verordnung (EU) 2015/2120. 

 

(2) Das Schlichtungsverfahren endet, 
wenn  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. der Schlichtungsantrag zurückgenom-
men wird, 

 

2. Endnutzer und Betreiber oder Anbieter 
sich geeinigt und dies der Bundesnetz-
agentur mitgeteilt haben, 

 

3. Endnutzer und Betreiber oder Anbieter 
übereinstimmend erklären, dass sich 
der Streit erledigt hat, 

 

4. die Schlichtungsstelle Telekommunika-
tion der Bundesnetzagentur dem End-
nutzer und dem Betreiber oder Anbie-
ter mitteilt, dass eine Einigung im 
Schlichtungsverfahren nicht erreicht 
werden konnte, oder 

 

5. die Schlichtungsstelle Telekommunika-
tion der Bundesnetzagentur feststellt, 
dass Belange nach Absatz 1 nicht 
mehr berührt sind. 

 

(3) Die Bundesnetzagentur regelt die 
weiteren Einzelheiten über das Schlich-
tungsverfahren in einer Schlichtungsord-
nung, die sie veröffentlicht. Die Schlich-
tungsstelle Telekommunikation der Bun-
desnetzagentur muss die Anforderungen 
nach dem Verbraucherstreitbeilegungsge-
setz vom 19. Februar 2016 (BGBl. I S. 
254), das durch Artikel 2 Absatz 3 des Ge-
setzes vom 25. Juni 2020 (BGBl. I S. 1474) 
geändert worden ist, erfüllen. Das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie 
übermittelt der Zentralen Anlaufstelle für 
Verbraucherschlichtung die Mitteilungen 
nach § 32 Absatz 3 und 4 des Verbrau-
cherstreitbeilegungsgesetzes. 

(3) Die Bundesnetzagentur regelt die 
weiteren Einzelheiten über das Schlich-
tungsverfahren in einer Schlichtungsord-
nung, die sie veröffentlicht. Die Schlich-
tungsstelle Telekommunikation der Bun-
desnetzagentur muss die Anforderungen 
nach dem Verbraucherstreitbeilegungsge-
setz vom 19. Februar 2016 (BGBl. I S. 
254), das durch Artikel 2 Absatz 3 des Ge-
setzes vom 25. Juni 2020 (BGBl. I S. 1474) 
geändert worden ist, erfüllen. Das Bundes-
ministerium für Digitales und Staatsmo-
dernisierung übermittelt der Zentralen An-
laufstelle für Verbraucherschlichtung die 
Mitteilungen nach § 32 Absatz 3 und 4 des 
Verbraucherstreitbeilegungsgesetzes. 

§ 73 § 73 

Anschluss von Telekommunikations-
endeinrichtungen 

Anschluss von Telekommunikations-
endeinrichtungen 

(1) Der Zugang zu öffentlichen Tele-
kommunikationsnetzen an festen 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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Standorten ist an einer mit dem Endnutzer 
zu vereinbarenden, geeigneten Stelle zu in-
stallieren. Dieser Zugang ist ein passiver 
Netzabschlusspunkt; das öffentliche Tele-
kommunikationsnetz endet am passiven 
Netzabschlusspunkt. Für Mobilfunknetze ist 
die Luftschnittstelle grundsätzlich der Netz-
abschlusspunkt. 

(2) Die Bundesnetzagentur kann 
durch Allgemeinverfügung Ausnahmen von 
Absatz 1 zulassen. Sie berücksichtigt dabei 
weitestmöglich die nach Artikel 61 Absatz 7 
der Richtlinie (EU) 2018/1972 vom GEREK 
erstellten Leitlinien und wahrt die Endgerä-
tewahlfreiheit nach Artikel 3 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2015/2120. Die Bundes-
netzagentur gibt den betroffenen Unterneh-
men, Fachkreisen und Verbraucherverbän-
den vor Erlass der Allgemeinverfügung Ge-
legenheit zur Stellungnahme. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Betreiber öffentlicher Telekom-
munikationsnetze und die Anbieter öffent-
lich zugänglicher Telekommunikations-
dienste dürfen den Anschluss von Tele-
kommunikationsendeinrichtungen an das 
öffentliche Telekommunikationsnetz nicht 
verweigern, wenn die Telekommunikations-
endeinrichtungen die grundlegenden Anfor-
derungen nach der Richtlinie 2014/30/EU 
des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 26. Februar 2014 zur Harmonisie-
rung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über die elektromagnetische Ver-
träglichkeit (Neufassung) (ABl. L 96 vom 
29.3.2014, S. 79) erfüllen. Sie können dem 
Endnutzer Telekommunikationsendeinrich-
tungen überlassen, dürfen aber deren An-
schluss und Nutzung nicht zwingend vor-
schreiben. Notwendige Zugangsdaten und 
Informationen für den Anschluss von Tele-
kommunikationsendeinrichtungen und die 
Nutzung der Telekommunikationsdienste 
haben sie dem Endnutzer in Textform un-
aufgefordert und kostenfrei bei Vertrags-
schluss zur Verfügung zu stellen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Wer Telekommunikationsendein-
richtungen an öffentlichen Telekommunika-
tionsnetzen betreiben will, hat für deren 
fachgerechten Anschluss Sorge zu tragen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Verursacht ein Gerät, dessen Kon-
formität mit den Anforderungen des § 4 des 

(5) Verursacht ein Gerät, dessen Kon-
formität mit den Anforderungen des § 4 des 
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Elektromagnetische-Verträglichkeit-Geset-
zes vom 14. Dezember 2016 (BGBl. I S. 
2879), das durch Artikel 3 Absatz 1 des 
Gesetzes vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 
1947) geändert worden ist, bescheinigt 
wurde, ernsthafte Schäden an einem Tele-
kommunikationsnetz, schädliche Störungen 
beim Netzbetrieb oder funktechnische Stö-
rungen, so kann die Bundesnetzagentur 
dem Betreiber öffentlicher Telekommunika-
tionsnetze gestatten, für dieses Gerät den 
Anschluss zu verweigern, die Verbindung 
aufzuheben oder den Dienst einzustellen. 
Die Bundesnetzagentur teilt dem Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie die 
von ihr getroffenen Maßnahmen mit. 

Elektromagnetische-Verträglichkeit-Geset-
zes vom 14. Dezember 2016 (BGBl. I S. 
2879), das durch Artikel 3 Absatz 1 des 
Gesetzes vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 
1947) geändert worden ist, bescheinigt 
wurde, ernsthafte Schäden an einem Tele-
kommunikationsnetz, schädliche Störungen 
beim Netzbetrieb oder funktechnische Stö-
rungen, so kann die Bundesnetzagentur 
dem Betreiber öffentlicher Telekommunika-
tionsnetze gestatten, für dieses Gerät den 
Anschluss zu verweigern, die Verbindung 
aufzuheben oder den Dienst einzustellen. 
Die Bundesnetzagentur teilt dem Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie und 
dem Bundesministerium für Digitales 
und Staatsmodernisierung die von ihr ge-
troffenen Maßnahmen mit. 

(6) Der Betreiber öffentlicher Tele-
kommunikationsnetze kann eine Telekom-
munikationsendeinrichtung im Notfall ohne 
vorherige Erlaubnis nur dann vom Tele-
kommunikationsnetz abtrennen, wenn  

(6) u n v e r ä n d e r t  

1. der Schutz des Telekommunikations-
netzes die unverzügliche Abschaltung 
der Telekommunikationsendeinrich-
tung erfordert und 

 

2. dem Benutzer unverzüglich und für ihn 
kostenfrei eine alternative Lösung an-
geboten werden kann. 

 

(7) Der Betreiber öffentlicher Tele-
kommunikationsnetze unterrichtet unver-
züglich die Bundesnetzagentur über die 
Trennung einer Telekommunikationsend-
einrichtung vom Telekommunikationsnetz. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

(8) Die Bundesnetzagentur ergreift 
gegenüber Betreibern öffentlicher Telekom-
munikationsnetze die erforderlichen Maß-
nahmen, um den Anschluss der Telekom-
munikationsendeinrichtungen zu gewähr-
leisten, wenn die Betreiber  

(8) u n v e r ä n d e r t  

1. eine Anschaltung von Telekommunika-
tionsendeinrichtungen an ihre Tele-
kommunikationsnetze verweigern oder 

 

2. angeschaltete Telekommunikations-
endeinrichtungen vom Telekommuni-
kationsnetz genommen haben, ohne 
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dass die Voraussetzungen des Absat-
zes 5 oder 6 vorgelegen haben. 

§ 78 § 78 

Aufgaben der zentralen Informations-
stelle des Bundes 

Aufgaben der zentralen Informations-
stelle des Bundes 

(1) Zur Herstellung und Aufrechterhal-
tung der Transparenz in Bezug auf den 
Ausbau öffentlicher Telekommunikations-
netze errichtet und führt die zentrale Infor-
mationsstelle des Bundes ein technisches 
Instrument in Gestalt eines Datenportals, 
das Informationen bereitstellt zu den Berei-
chen  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. Infrastruktur nach Maßgabe des § 79,  

2. Breitbandausbau nach Maßgabe des § 
80, 

 

3. künftiger Netzausbau nach Maßgabe 
des § 81, 

 

4. Baustellen nach Maßgabe des § 82 
und 

 

5. Liegenschaften nach Maßgabe des § 
83. 

 

(2) Die Aufgaben der zentralen Infor-
mationsstelle des Bundes werden vom 
Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur wahrgenommen. Das Bundes-
ministerium für Verkehr und digitale Infra-
struktur kann die Aufgaben der zentralen 
Informationsstelle des Bundes vollständig 
oder teilweise an Behörden in seinem Ge-
schäftsbereich oder an seiner Fachaufsicht 
unterstehende Behörden übertragen oder 
Dritte mit der Aufgabenwahrnehmung be-
leihen, soweit dies rechtlich zulässig ist. 

(2) Die Aufgaben der zentralen Infor-
mationsstelle des Bundes werden vom 
Bundesministerium für Digitales und 
Staatsmodernisierung wahrgenommen. 
Das Bundesministerium für Digitales und 
Staatsmodernisierung kann die Aufgaben 
der zentralen Informationsstelle des Bun-
des vollständig oder teilweise an Behörden 
in seinem Geschäftsbereich oder an seiner 
Fachaufsicht unterstehende Behörden 
übertragen oder Dritte mit der Aufgaben-
wahrnehmung beleihen, soweit dies recht-
lich zulässig ist. 

(3) Die Informationen können auch für 
allgemeine Planungs- und Förderzwecke 
sowie für weitere durch Gesetz bestimmte 
Zwecke genutzt werden. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Bei geografischen Erhebungen, 
die für die in Absatz 1 genannten Aufgaben 
erforderlich sind, arbeitet die zentrale 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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Informationsstelle des Bundes mit der Bun-
desnetzagentur zusammen, soweit die 
Bundesnetzagentur die jeweilige Aufgabe 
nicht selbst durchführt und dies für ihre 
Aufgaben von Belang sein kann. 

§ 79 § 79 

Informationen über Infrastruktur Informationen über Infrastruktur 

(1) Informationen über Infrastruktur 
umfassen  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. eine gebietsbezogene, Planungszwe-
cken dienende Übersicht über Einrich-
tungen, die zu Telekommunikations-
zwecken genutzt werden können, nach 
den Absätzen 2 bis 4, 

 

2. detaillierte Informationen nach § 136 
Absatz 3 für die Mitnutzung passiver 
Netzinfrastrukturen öffentlicher Versor-
gungsnetze gemäß den §§ 138 bis 
141, soweit diese Informationen der 
zentralen Informationsstelle des Bun-
des gemäß § 136 Absatz 5 für diese 
Zwecke zur Verfügung gestellt wurden, 
und 

 

3. detaillierte Informationen nach § 153 
Absatz 3 für die Mitnutzung sonstiger 
physischer Infrastrukturen zur Errich-
tung oder Anbindung drahtloser Zu-
gangspunkte mit geringer Reichweite 
gemäß § 152, soweit diese Informatio-
nen der zentralen Informationsstelle 
des Bundes gemäß § 153 Absatz 5 für 
diese Zwecke zur Verfügung gestellt 
wurden. 

 

(2) Die zentrale Informationsstelle des 
Bundes verlangt von Eigentümern oder Be-
treibern öffentlicher Versorgungsnetze, die 
über Einrichtungen verfügen, die zu Tele-
kommunikationszwecken genutzt werden 
können, diejenigen Informationen, die für 
die Zwecke nach Absatz 1 Nummer 1 über 
Art, gegenwärtige Nutzung sowie tatsächli-
che Verfügbarkeit und geografische Lage 
des Standortes und der Leitungswege die-
ser Einrichtungen erforderlich sind. Die 
zentrale Informationsstelle des Bundes ver-
langt von Eigentümern oder Betreibern 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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sonstiger physischer Infrastrukturen, die für 
die Errichtung und Anbindung drahtloser 
Zugangspunkte mit geringer Reichweite 
geeignet sind, diejenigen Informationen, 
die für die Zwecke nach Absatz 1 Nummer 
1 über Art, gegenwärtige Nutzung sowie 
tatsächliche Verfügbarkeit und geografi-
sche Lage des Standortes und der Lei-
tungswege dieser sonstigen physischen 
Infrastrukturen erforderlich sind. Zu den 
Einrichtungen gemäß Satz 1 zählen insbe-
sondere alle passiven Netzinfrastrukturen 
und sonstige physische Infrastrukturen. 

(3) Die zentrale Informationsstelle des 
Bundes nimmt nach Absatz 2 erhaltene In-
formationen nicht in die Übersicht nach Ab-
satz 1 Nummer 1 auf, soweit konkrete An-
haltspunkte dafür vorliegen, dass  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. eine Einsichtnahme nach Absatz 4 die 
Sicherheit und Integrität der Einrich-
tung oder der sonstigen physischen 
Infrastruktur oder die öffentliche Si-
cherheit oder die öffentliche Gesund-
heit gefährdet, 

 

2. eine Einsichtnahme nach Absatz 4 die 
Vertraulichkeit gemäß § 148 verletzt, 

 

3. Teile einer Infrastruktur betroffen sind, 
die durch Gesetz oder aufgrund eines 
Gesetzes als Kritische Infrastrukturen 
bestimmt worden und nachweislich be-
sonders schutzbedürftig und für die 
Funktionsfähigkeit der Kritischen Infra-
struktur maßgeblich sind, oder 

 

4. Teile öffentlicher Versorgungsnetze o-
der sonstiger physischer Infrastruktu-
ren betroffen sind, die durch den Bund 
zur Verwirklichung einer sicheren Be-
hördenkommunikation genutzt werden. 

 

In diesen Fällen sind für die jeweiligen Ge-
biete, in denen sich die Einrichtungen oder 
sonstigen physischen Infrastrukturen befin-
den, Informationen im Sinne von § 136 Ab-
satz 3 Nummer 3 und § 153 Absatz 3 Num-
mer 3 aufzunehmen. 

 

(4) Die zentrale Informationsstelle des 
Bundes gewährt den am Ausbau von öf-
fentlichen Versorgungsnetzen Beteiligten 
nach Maßgabe der 

(4) Die zentrale Informationsstelle des 
Bundes gewährt den am Ausbau von öf-
fentlichen Versorgungsnetzen Beteiligten 
nach Maßgabe der 
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Einsichtnahmebedingungen nach Absatz 5 
Einsicht in die Übersicht nach Absatz 1, so-
weit mit dem Ausbauvorhaben Einrichtun-
gen geschaffen werden sollen, die zu Tele-
kommunikationszwecken genutzt werden 
können. Zu den am Ausbau von öffentli-
chen Versorgungsnetzen Beteiligten gehö-
ren insbesondere  

Einsichtnahmebedingungen nach Absatz 5 
Einsicht in die Übersicht nach Absatz 1, so-
weit mit dem Ausbauvorhaben Einrichtun-
gen geschaffen werden sollen, die zu Tele-
kommunikationszwecken genutzt werden 
können. Zu den am Ausbau von öffentli-
chen Versorgungsnetzen Beteiligten gehö-
ren insbesondere  

1. Gebietskörperschaften, 1. u n v e r ä n d e r t  

2. Eigentümer und Betreiber öffentlicher 
Versorgungsnetze, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. die Auftragnehmer von Gebietskörper-
schaften oder Eigentümern und Betrei-
bern öffentlicher Versorgungsnetze. 

3. u n v e r ä n d e r t  

Das Bundesministerium für Verkehr und di-
gitale Infrastruktur sowie Gebietskörper-
schaften haben für allgemeine Planungs- 
und Förderzwecke sowie zur Erfüllung von 
Aufgaben nach diesem Gesetz das Recht 
auf:  

Das Bundesministerium für Digitales und 
Staatsmodernisierung sowie Gebietskör-
perschaften haben für allgemeine Pla-
nungs- und Förderzwecke sowie zur Erfül-
lung von Aufgaben nach diesem Gesetz 
das Recht auf:  

1. Einsichtnahme in die Übersicht nach 
Absatz 1 nach Maßgabe der Einsicht-
nahmebedingungen nach Absatz 5, 
und 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. Verwendung der eingesehenen Infor-
mationen zu den vorgenannten Zwe-
cken. 

2. u n v e r ä n d e r t  

(5) Die zentrale Informationsstelle des 
Bundes regelt die Einzelheiten der Ein-
sichtnahme in Einsichtnahmebedingungen. 
Diese haben insbesondere der Sensitivität 
der erfassten Daten und dem zu erwarten-
den Verwaltungsaufwand Rechnung zu tra-
gen. Die Einsichtnahmeberechtigten haben 
die Vertraulichkeit nach § 148 zu wahren. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

§ 81 § 81 

Informationen über künftigen Netzaus-
bau 

Informationen über künftigen Netzaus-
bau 

(1) Informationen über den künftigen 
Netzausbau für den Bereich Mobilfunk be-
ruhen auf geografischen Erhebungen, die 
die zentrale Informationsstelle des Bundes 
zum Zweck der Erstellung einer Übersicht 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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über den künftigen Ausbau der für den Mo-
bilfunk bestimmten öffentlichen Telekom-
munikationsnetze durchführt. Die Erhebun-
gen nach Satz 1 umfassen solche Informa-
tionen, die erkennen lassen, an welchen 
Standorten ein Mobilfunknetzbetreiber in-
nerhalb von 12 Monaten ab dem Beginn 
der jeweiligen Erhebung das von ihm be-
triebene Mobilfunknetz in den Gebieten 
auszubauen beabsichtigt, für die sich aus 
der Kartendarstellung nach § 52 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 6 ergibt, dass dort keine 
Netzabdeckung mit Mobilfunktechnologien 
der dritten, vierten oder fünften Generation 
besteht. 

(2) Die zentrale Informationsstelle des 
Bundes führt die Erhebungen in regelmäßi-
gen Abständen, jedoch mindestens in Ab-
ständen von sechs Monaten ab erstmaliger 
Erhebung durch. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die nach Absatz 1 zu erhebenden 
Informationen umfassen:  

(3) Die nach Absatz 1 zu erhebenden 
Informationen umfassen:  

1. geografische Standortkoordinaten o-
der, sofern noch keine Baugenehmi-
gung für einen konkreten Standort be-
antragt wurde, hinreichend genaue An-
gaben zu Suchkreisen für die Standort-
planung, und 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. Angaben zu der zu erwartenden Netz-
abdeckung. 

2. u n v e r ä n d e r t  

Das Bundesministerium für Verkehr und di-
gitale Infrastruktur legt im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie Vorgaben zu den technischen 
Einzelheiten zu den in Absatz 1 Satz 2 und 
Satz 1 dieses Absatzes genannten Gegen-
ständen in einer Technischen Richtlinie 
fest, die im Verkehrsblatt veröffentlicht 
wird. 

Das Bundesministerium für Digitales und 
Staatsmodernisierung legt im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie Vorgaben zu den tech-
nischen Einzelheiten zu den in Absatz 1 
Satz 2 und Satz 1 dieses Absatzes ge-
nannten Gegenständen in einer Techni-
schen Richtlinie fest, die im Verkehrsblatt 
veröffentlicht wird. 

(4) Die zentrale Informationsstelle des 
Bundes kann auf Anforderung des Bundes-
ministeriums für Verkehr und digitale Infra-
struktur auf Grundlage der geografischen 
Erhebung eine Übersicht für einen festge-
legten Zeitraum hinsichtlich der künftigen 
örtlichen Verfügbarkeit sonstiger öffentli-
cher Telekommunikationsnetze erstellen, 
wenn die zentrale Informationsstelle des 
Bundes einen Bedarf für eine solche 

(4) Die zentrale Informationsstelle des 
Bundes kann auf Anforderung des Bundes-
ministeriums für Digitales und Staatsmo-
dernisierung auf Grundlage der geografi-
schen Erhebung eine Übersicht für einen 
festgelegten Zeitraum hinsichtlich der künf-
tigen örtlichen Verfügbarkeit sonstiger öf-
fentlicher Telekommunikationsnetze erstel-
len, wenn die zentrale Informationsstelle 
des Bundes einen Bedarf für eine solche 
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Erhebung feststellt und diesen Bedarf be-
gründet. 

Erhebung feststellt und diesen Bedarf be-
gründet. 

(5) Informationen über den künftigen 
Netzausbau im Sinne des Absatzes 1 um-
fassen alle relevanten Informationen zu ge-
planten Netzausbaumaßnahmen ein-
schließlich der Netzausbaupläne aller Un-
ternehmen und öffentlichen Stellen. Die er-
hobenen Informationen müssen den Anfor-
derungen des § 80 Absatz 2 Satz 2 ent-
sprechen und gemäß § 80 Absatz 3 behan-
delt werden. Für Informationen, die für die 
Übersicht über die künftige Verfügbarkeit 
sonstiger öffentlicher Telekommunikations-
netze im Sinne des Absatzes 4 erforderlich 
sind, gelten die Sätze 1 und 2 entspre-
chend. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Die zentrale Informationsstelle des 
Bundes kann Gebietskörperschaften für all-
gemeine Planungs- und Förderzwecke Ein-
sicht in die Übersicht nach den Absätzen 1 
und 4 gewähren. Näheres regelt die die 
zentrale Informationsstelle des Bundes in 
Einsichtnahmebedingungen, die sicherstel-
len, dass die Informationen unter Wahrung 
der öffentlichen Sicherheit und unter Wah-
rung von Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nissen vertraulich behandelt werden. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

§ 83 § 83 

Informationen über Liegenschaften Informationen über Liegenschaften 

(1) Informationen über Liegenschaften 
sind Informationen über solche für die Zwe-
cke des Mobilfunknetzausbaus geeignete 
Liegenschaften, Grundstücke, Infrastruktu-
ren und sonstige physische Infrastrukturen, 
deren Eigentümer der Bund, ein Land oder 
eine Kommune ist. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die zentrale Informationsstelle des 
Bundes verlangt von den in Absatz 1 ge-
nannten Eigentümern diejenigen Informati-
onen, die für die Bereitstellung der Informa-
tionen über Liegenschaften nach § 78 Ab-
satz 1 Nummer 5 für das Datenportal nach 
§ 78 Absatz 1 erforderlich sind. § 79 Ab-
satz 3 gilt entsprechend. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Das von der zentralen Informati-
onsstelle des Bundes gemäß § 78 Absatz 1 
geführte Datenportal ermöglicht die Ein-
sicht in die Informationen über Liegen-
schaften im Sinne des Absatzes 1 nach 
Maßgabe von Einsichtnahmebedingungen, 
die die zentrale Informationsstelle des Bun-
des vorhält. Werden die Aufgaben der 
zentralen Informationsstelle des Bundes 
nicht unmittelbar durch das Bundesministe-
rium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
wahrgenommen, so bedürfen die Einsicht-
nahmebedingungen der Zustimmung des 
Bundesministeriums für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur. 

(3) Das von der zentralen Informati-
onsstelle des Bundes gemäß § 78 Absatz 1 
geführte Datenportal ermöglicht die Ein-
sicht in die Informationen über Liegen-
schaften im Sinne des Absatzes 1 nach 
Maßgabe von Einsichtnahmebedingungen, 
die die zentrale Informationsstelle des Bun-
des vorhält. Werden die Aufgaben der 
zentralen Informationsstelle des Bundes 
nicht unmittelbar durch das Bundesministe-
rium für Digitales und Staatsmodernisie-
rung wahrgenommen, so bedürfen die Ein-
sichtnahmebedingungen der Zustimmung 
des Bundesministeriums für Digitales und 
Staatsmodernisierung. 

§ 86 § 86 

Verordnungsermächtigung Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates zu bestimmen, in welcher 
Form, in welchem technischen Format und 
in welchem Detailgrad, beispielsweise hin-
sichtlich Lage und technischer Gegeben-
heiten, die Informationen im Sinne des § 78 
Absatz 1 der zentralen Informationsstelle 
des Bundes bereitzustellen sind. 

Das Bundesministerium für Digitales 
und Staatsmodernisierung wird ermäch-
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Energie durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates zu bestimmen, in welcher 
Form, in welchem technischen Format und 
in welchem Detailgrad, beispielsweise hin-
sichtlich Lage und technischer Gegeben-
heiten, die Informationen im Sinne des § 78 
Absatz 1 der zentralen Informationsstelle 
des Bundes bereitzustellen sind. 

§ 88 § 88 

Aufgaben Aufgaben 

(1) Zur Sicherstellung einer effizienten 
und störungsfreien Nutzung von Frequen-
zen und unter Berücksichtigung der Regu-
lierungsziele des § 2 sowie der Ziele der 
Frequenzregulierung gemäß § 87 werden 
durch die jeweils zuständigen Behörden  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. Frequenzbereiche in der Frequenzver-
ordnung nach § 89 zugewiesen und im 
Frequenzplan in Frequenznutzungen 
aufgeteilt, 

 

2. Frequenzen zugeteilt und  
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3. Frequenznutzungen überwacht.  

(2) Die Bundesnetzagentur trifft An-
ordnungen bei Frequenznutzungen im 
Rahmen des Betriebs von Funkanlagen auf 
fremden Land-, Wasser- und Luftfahrzeu-
gen, die sich im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes aufhalten. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Für Frequenznutzungen, die in 
den Aufgabenbereich des Bundesministeri-
ums der Verteidigung fallen, stellt das Bun-
desministerium für Verkehr und digitale Inf-
rastruktur das Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium der Verteidigung her. 

(3) Für Frequenznutzungen, die in 
den Aufgabenbereich des Bundesministeri-
ums der Verteidigung fallen, stellt das Bun-
desministerium für Digitales und Staats-
modernisierung das Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium der Verteidigung 
her. 

§ 96 § 96 

Frequenzzuteilung für Rundfunk, Luft-
fahrt, Seeschifffahrt, Binnenschifffahrt 
und sicherheitsrelevante Funkanwen-

dungen 

Frequenzzuteilung für Rundfunk, Luft-
fahrt, Seeschifffahrt, Binnenschifffahrt 
und sicherheitsrelevante Funkanwen-

dungen 

(1) Für die Zuteilung von Frequenzen 
zur Übertragung von Rundfunk im Zustän-
digkeitsbereich der Länder ist neben den 
Voraussetzungen des § 91 auf der Grund-
lage der rundfunkrechtlichen Festlegungen 
das Benehmen mit der zuständigen Lan-
desbehörde herzustellen. Die jeweilige 
Landesbehörde teilt den Versorgungsbe-
darf für Rundfunk im Zuständigkeitsbereich 
der Länder der Bundesnetzagentur mit. Die 
Bundesnetzagentur setzt diese Bedarfsan-
meldungen bei der Frequenzzuteilung nach 
§ 91 um. Näheres zum Verfahren legt die 
Bundesnetzagentur auf der Grundlage 
rundfunkrechtlicher Festlegungen der zu-
ständigen Landesbehörden fest. Die dem 
Rundfunkdienst im Frequenzplan zugewie-
senen Frequenzen können für andere Zwe-
cke als die Übertragung von Rundfunk im 
Zuständigkeitsbereich der Länder genutzt 
werden, wenn dem Rundfunk die auf der 
Grundlage der rundfunkrechtlichen Festle-
gungen zustehende Kapazität zur Verfü-
gung steht. Die Bundesnetzagentur stellt 
hierzu das Benehmen mit den zuständigen 
Landesbehörden her. Hat die zuständige 
Landesbehörde die inhaltliche Belegung ei-
ner analogen oder digitalen Frequenznut-
zung zur Übertragung von Rundfunk im 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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Zuständigkeitsbereich der Länder einem In-
halteanbieter zur alleinigen Nutzung zuge-
wiesen, so kann dieser einen Vertrag mit 
einem Sendernetzbetreiber seiner Wahl 
abschließen, soweit dabei gewährleistet ist, 
dass den rundfunkrechtlichen Festlegun-
gen entsprochen wurde. Sofern der Sen-
dernetzbetreiber die Zuteilungsvorausset-
zungen erfüllt, teilt ihm die Bundesnetza-
gentur die Frequenz auf Antrag zu. Die 
Frequenzzuteilung ist auf die Dauer der 
rundfunkrechtlichen Zuweisung der zustän-
digen Landesbehörde zu befristen und 
kann bei Fortdauern dieser Zuweisung ver-
längert werden. Bei durch mehrere Inhalte-
anbieter belegten Multiplexen erfolgt die 
Sendernetzbetreiberauswahl durch die 
Bundesnetzagentur nur dann, wenn sich 
die nach Landesrecht bestimmten Inhalte-
anbieter vor dem Start des Multiplexes 
nicht auf einen Sendernetzbetreiber eini-
gen können. Die zuständige Landesbe-
hörde teilt der Bundesnetzagentur das Er-
gebnis des Einigungsverfahrens mit. So-
fern sich die nach Landesrecht bestimmten 
Inhalteanbieter nicht auf einen Sendernetz-
betreiber einigen konnten, bittet die nach 
Landesrecht zuständige Stelle um die Ein-
leitung eines Verfahrens zur Auswahl eines 
Sendernetzbetreibers durch die Bundes-
netzagentur. 

(2) Frequenznutzungen des Bundes-
ministeriums der Verteidigung bedürfen in 
den ausschließlich für militärische Nutzun-
gen im Frequenzplan ausgewiesenen Fre-
quenzbereichen keiner Frequenzzuteilung. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Als zugeteilt gelten Frequenzen, 
die für die Seefahrt und die Binnenschiff-
fahrt sowie die Luftfahrt ausgewiesen sind 
und die auf fremden Wasser- oder Luftfahr-
zeugen, die sich im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes aufhalten, zu den entsprechen-
den Zwecken genutzt werden. Dies gilt nur 
für Frequenzen, die aufgrund einer gültigen 
nationalen Erlaubnis des Landes, in dem 
das Fahrzeug registriert ist, genutzt wer-
den. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Für Frequenzen, die für den Funk 
der Behörden und Organisationen mit Si-
cherheitsaufgaben (BOS-Funk) ausgewie-
sen sind, legt das Bundesministerium des 
Innern, für Bau und Heimat im Benehmen 

(4) Für Frequenzen, die für den Funk 
der Behörden und Organisationen mit Si-
cherheitsaufgaben (BOS-Funk) ausgewie-
sen sind, legt das Bundesministerium des 
Innern im Benehmen mit den zuständigen 
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mit den zuständigen obersten Landesbe-
hörden in einer Richtlinie fest:  

obersten Landesbehörden in einer Richtli-
nie fest:  

1. die Zuständigkeiten der beteiligten Be-
hörden, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. das Verfahren zur Anerkennung als 
Berechtigter zur Teilnahme am BOS-
Funk, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. das Verfahren und die Zuständigkeiten 
bei der Bearbeitung von Anträgen auf 
Frequenzzuteilung innerhalb der Be-
hörden und Organisationen mit Sicher-
heitsaufgaben, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. die Grundsätze zur Frequenzplanung 
und die Verfahren zur Frequenzkoordi-
nierung innerhalb der Behörden und 
Organisationen mit Sicherheitsaufga-
ben sowie 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. die Regelungen für den Funkbetrieb 
und für die Zusammenarbeit der Fre-
quenznutzer im BOS-Funk. 

5. u n v e r ä n d e r t  

Die Richtlinie ist, insbesondere Satz 1 
Nummer 4 und 5 betreffend, mit der Bun-
desnetzagentur abzustimmen. Das Bun-
desministerium des Innern, für Bau und 
Heimat bestätigt im Einzelfall nach Anhö-
rung der jeweils sachlich zuständigen 
obersten Bundes- oder Landesbehörden 
die Zugehörigkeit eines Antragstellers zum 
Kreis der nach Satz 1 anerkannten Berech-
tigten. 

Die Richtlinie ist, insbesondere Satz 1 
Nummer 4 und 5 betreffend, mit der Bun-
desnetzagentur abzustimmen. Das Bun-
desministerium des Innern bestätigt im Ein-
zelfall nach Anhörung der jeweils sachlich 
zuständigen obersten Bundes- oder Lan-
desbehörden die Zugehörigkeit eines An-
tragstellers zum Kreis der nach Satz 1 an-
erkannten Berechtigten. 

(5) Die Bundesnetzagentur teilt Fre-
quenzen für die Nutzung des Flugfunk-
dienstes zu, wenn die nach dem Luftver-
kehrsrecht erforderlichen Entscheidungen 
des Bundesaufsichtsamtes für Flugsiche-
rung vorliegen. Die nach § 91 festgelegte 
Zuständigkeit der Bundesnetzagentur und 
deren Eingriffsmöglichkeiten bleiben unbe-
rührt. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Frequenzen für die Nutzung durch 
Küstenfunkstellen des Revier- und Hafen-
funkdienstes werden nur dann zugeteilt, 
wenn die Zustimmung der Wasserstraßen- 
und Schifffahrtsverwaltung des Bundes 
vorliegt. 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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§ 98 § 98 

Zuteilung zur alternativen Frequenznut-
zung 

Zuteilung zur alternativen Frequenznut-
zung 

(1) Besteht auf nationaler oder regio-
naler Ebene keine ausreichende Nachfrage 
nach der Nutzung eines Frequenzbereichs 
der harmonisierten Frequenzen, so kann 
die Bundesnetzagentur nach Maßgabe des 
Artikels 45 Absatz 4 und 5 der Richtlinie 
(EU) 2018/1972 einen solchen Frequenz-
bereich ganz oder teilweise zur alternativen 
Nutzung zuteilen, sofern  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. die mangelnde Nachfrage nach der 
Nutzung eines solchen Frequenzbe-
reichs nach Anhörung der betroffenen 
Kreise, einschließlich einer voraus-
schauenden Beurteilung der Markt-
nachfrage, festgestellt wurde und 

 

2. durch die alternative Nutzung die Ver-
fügbarkeit oder die Nutzung eines sol-
chen Frequenzbereichs in anderen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union 
nicht verhindert oder beeinträchtigt 
wird. 

 

(2) Die Bundesnetzagentur überprüft 
das Vorliegen der Voraussetzungen in re-
gelmäßigen Abständen von Amts wegen o-
der auf Antrag eines an der harmonisierten 
Nutzung Interessierten. Die Bundesnetza-
gentur setzt das Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur, die Kom-
mission und die anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union von der getroffe-
nen Entscheidung einschließlich deren 
Gründe sowie über das Ergebnis der Über-
prüfung der Entscheidung in Kenntnis. 

(2) Die Bundesnetzagentur überprüft 
das Vorliegen der Voraussetzungen in re-
gelmäßigen Abständen von Amts wegen o-
der auf Antrag eines an der harmonisierten 
Nutzung Interessierten. Die Bundesnetza-
gentur setzt das Bundesministerium für Di-
gitales und Staatsmodernisierung, die 
Kommission und die anderen Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union von der ge-
troffenen Entscheidung einschließlich de-
ren Gründe sowie über das Ergebnis der 
Überprüfung der Entscheidung in Kenntnis. 

§ 103  § 103  

Überwachung, Anordnung der Außerbe-
triebnahme, Monitoring der Mobilfunk-

versorgung 

Überwachung, Anordnung der Außerbe-
triebnahme, Monitoring der Mobilfunk-

versorgung 

(1) Zur Sicherstellung der Frequenz-
ordnung überwacht die Bundesnetzagentur 
die Frequenznutzung. Soweit es für die 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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Überwachung, insbesondere zur Identifizie-
rung eines Frequenznutzers, erforderlich 
und angemessen ist, sind die Bediensteten 
der Bundesnetzagentur befugt, sich Kennt-
nis von den näheren Umständen eines Te-
lekommunikationsvorgangs zu verschaffen 
und in besonderen Fällen auch in Aussen-
dungen hineinzuhören. Die durch Maßnah-
men nach Satz 2 erlangten Informationen 
dürfen nur zur Sicherstellung der Frequen-
zordnung verwendet werden. Abweichend 
hiervon dürfen Informationen an die zu-
ständigen Behörden übermittelt werden, 
soweit dies für die Verfolgung einer in § 
100a der Strafprozessordnung genannten 
Straftat erforderlich ist. Das Grundrecht des 
Fernmeldegeheimnisses nach Artikel 10 
des Grundgesetzes wird nach Maßgabe 
der Sätze 2 bis 4 eingeschränkt. 

(2) Zur Sicherstellung der Frequenz-
ordnung kann die Bundesnetzagentur eine 
Einschränkung des Betriebes oder die Au-
ßerbetriebnahme von Geräten anordnen. 
Zur Durchsetzung dieser Anordnungen 
kann nach Maßgabe des Verwaltungsvoll-
streckungsgesetzes ein Zwangsgeld von 
bis zu 500 000 Euro festgesetzt werden. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Bundesnetzagentur veröffent-
licht auf ihrer Internetseite die von den Mo-
bilfunknetzbetreibern übermittelten Infor-
mationen über die tatsächliche, standortbe-
zogene Mobilfunknetzabdeckung. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Zur Veröffentlichung nach Absatz 
3 gehören anbieterbezogen insbesondere 
auch 

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. die lokalen Schwerpunkte von Verbin-
dungsabbrüchen bei der Sprachtelefo-
nie und 

1.  

2. der Grad der Versorgung 2.  

entlang von Bundesfernstraßen, des nach-
geordneten Straßennetzes sowie der 
Schienen- und Wasserwege, um die Errei-
chung des Frequenzregulierungsziels nach 
§ 87 Absatz 2 Nummer 1 sicherzustellen. 

 

(5) Die Bundesnetzagentur berichtet 
erstmals sechs Monate nach Inkrafttreten 
der Absätze 3 und 4 und im Anschluss 
jährlich dem Ausschuss für Verkehr und 

(5) Die Bundesnetzagentur berichtet 
erstmals sechs Monate nach Inkrafttreten 
der Absätze 3 und 4 und im Anschluss 
jährlich dem Ausschuss für Digitales und 
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digitale Infrastruktur des Deutschen Bun-
destags über den Zustand der Mobilfunk-
versorgung insbesondere im Hinblick auf 
die Entwicklung bezüglich der in Absatz 4 
genannten Aspekte. Gegenstand des Be-
richts soll zudem der anbieterbezogene 
Stand der Erfüllung von Nebenbestimmun-
gen im Sinne des § 99 Absatz 3 sein, die 
mit der Zuteilung von Frequenzen für den 
Mobilfunk verbunden und zum Zeitpunkt 
der Berichterstattung nicht bereits vollstän-
dig erfüllt sind. 

Staatsmodernisierung und dem Ver-
kehrsausschuss des Deutschen Bundes-
tags über den Zustand der Mobilfunkver-
sorgung insbesondere im Hinblick auf die 
Entwicklung bezüglich der in Absatz 4 ge-
nannten Aspekte. Gegenstand des Berichts 
soll zudem der anbieterbezogene Stand 
der Erfüllung von Nebenbestimmungen im 
Sinne des § 99 Absatz 3 sein, die mit der 
Zuteilung von Frequenzen für den Mobil-
funk verbunden und zum Zeitpunkt der Be-
richterstattung nicht bereits vollständig er-
füllt sind. 

§ 136 § 136 

Informationen über passive Netzinfra-
strukturen 

Informationen über passive Netzinfra-
strukturen 

(1) Eigentümer oder Betreiber öffentli-
cher Telekommunikationsnetze können bei 
Eigentümern oder Betreibern öffentlicher 
Versorgungsnetze für Zwecke des Aus-
baus von Netzen mit sehr hoher Kapazität 
die Erteilung von Informationen über die 
passive Netzinfrastruktur ihrer öffentlichen 
Versorgungsnetze beantragen. Im Antrag 
ist das Gebiet anzugeben, das mit Netzen 
mit sehr hoher Kapazität erschlossen wer-
den soll. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Eigentümer oder Betreiber öffentli-
cher Versorgungsnetze erteilen Antragstel-
lern nach Absatz 1 innerhalb von zwei Mo-
naten nach dem Tag des Antragseingangs 
die beantragten Informationen. Die Ertei-
lung erfolgt unter verhältnismäßigen, diskri-
minierungsfreien und transparenten Bedin-
gungen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Informationen über passive 
Netzinfrastrukturen öffentlicher Versor-
gungsnetze nach Absatz 2 müssen min-
destens folgende Angaben enthalten:  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. die geografische Lage des Standortes 
und der Leitungswege der passiven 
Netzinfrastrukturen, 

 

2. die Art und gegenwärtige Nutzung der 
passiven Netzinfrastrukturen und 
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3. die Kontaktdaten eines oder mehrerer 
Ansprechpartner beim Eigentümer o-
der Betreiber des öffentlichen Versor-
gungsnetzes. 

 

(4) Der Antrag nach Absatz 1 kann 
ganz oder teilweise abgelehnt werden, so-
weit konkrete Anhaltspunkte dafür vorlie-
gen, dass  

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. eine Erteilung der Informationen die Si-
cherheit oder Integrität der Versor-
gungsnetze, die öffentliche Sicherheit 
oder die öffentliche Gesundheit gefähr-
det, 

 

2. durch die Erteilung der Informationen 
die Vertraulichkeit gemäß § 148 ver-
letzt wird, 

 

3. von dem Antrag Teile einer Kritischen 
Infrastruktur, insbesondere deren Infor-
mationstechnik, betroffen sind, die 
nachweislich besonders schutzbedürf-
tig und für die Funktionsfähigkeit der 
Kritischen Infrastruktur maßgeblich 
sind, und der Betreiber des öffentlichen 
Versorgungsnetzes bei Erteilung der 
Informationen unverhältnismäßige 
Maßnahmen ergreifen müsste, um die 
ihm durch Gesetz oder aufgrund eines 
Gesetzes auferlegten Schutzpflichten 
zu erfüllen, oder 

 

4. ein Ablehnungsgrund für eine Mitnut-
zung nach § 141 Absatz 2 vorliegt. 

 

(5) Werden nach Absatz 1 beantragte 
Informationen bereits von der zentralen In-
formationsstelle des Bundes gemäß § 78 
Absatz 1 Nummer 1 bereitgestellt, genügt 
anstelle einer Erteilung der Informationen 
durch den Eigentümer oder Betreiber des 
öffentlichen Versorgungsnetzes ein Hin-
weis an den Antragsteller, dass die Infor-
mationen nach Absatz 6 einsehbar sind. 
Der Eigentümer oder Betreiber des öffentli-
chen Versorgungsnetzes kann der zentra-
len Informationsstelle des Bundes die Infor-
mationen über die passiven Netzinfrastruk-
turen seines Versorgungsnetzes zur Bereit-
stellung gemäß § 78 Absatz 1 Nummer 1 
im Rahmen der hierfür von der zentralen 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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Informationsstelle des Bundes vorgegebe-
nen Bedingungen zur Verfügung stellen. 

(6) Die zentrale Informationsstelle des 
Bundes macht die nach Absatz 5 Satz 2 er-
haltenen Informationen unverzüglich zu-
gänglich:  

(6) Die zentrale Informationsstelle des 
Bundes macht die nach Absatz 5 Satz 2 er-
haltenen Informationen unverzüglich zu-
gänglich:  

1. den Eigentümern oder Betreibern öf-
fentlicher Telekommunikationsnetze, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. dem Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur sowie 

2. dem Bundesministerium für Digitales 
und Staatsmodernisierung sowie 

3. den Gebietskörperschaften der Länder 
und der Kommunen. 

3. u n v e r ä n d e r t  

Die Zugänglichmachung erfolgt elektro-
nisch unter verhältnismäßigen, diskriminie-
rungsfreien und transparenten Bedingun-
gen. Näheres regelt die zentrale Informati-
onsstelle des Bundes in Einsichtnahmebe-
dingungen, die insbesondere der Sensitivi-
tät der erfassten Daten und dem zu erwar-
tenden Verwaltungsaufwand Rechnung zu 
tragen haben. 

Die Zugänglichmachung erfolgt elektro-
nisch unter verhältnismäßigen, diskriminie-
rungsfreien und transparenten Bedingun-
gen. Näheres regelt die zentrale Informati-
onsstelle des Bundes in Einsichtnahmebe-
dingungen, die insbesondere der Sensitivi-
tät der erfassten Daten und dem zu erwar-
tenden Verwaltungsaufwand Rechnung zu 
tragen haben. 

(7) Die zentrale Informationsstelle des 
Bundes kann die nach Absatz 5 Satz 2 er-
haltenen Informationen auch für die Bereit-
stellung einer gebietsbezogenen Übersicht 
gemäß § 79 Absatz 1 Nummer 1 verwen-
den. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

§ 148 § 148 

Vertraulichkeit der Verfahren, Informati-
onsverarbeitung und Gewährung der 

Einsichtnahme 

Vertraulichkeit der Verfahren, Informati-
onsverarbeitung und Gewährung der 

Einsichtnahme 

(1) Die Informationen, die im Rahmen 
der Verfahren dieses Abschnitts gewonnen 
werden, dürfen nur für die Zwecke verwen-
det werden, für die sie bereitgestellt wer-
den. Die Informationen dürfen nicht an 
Dritte weitergegeben werden, insbeson-
dere nicht an andere Abteilungen, Tochter-
gesellschaften oder Geschäftspartner der 
an den Verhandlungen Beteiligten. Die Ver-
fahrensbeteiligten haben die aus den Ver-
handlungen oder Vereinbarungen gewon-
nenen Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse zu wahren. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Das Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur kann die In-
formationen, die es für die Aufgabenerfül-
lung nach § 78 Absatz 1 Nummer 1 und 5 
erhalten hat, verarbeiten und auf Antrag 
den am Ausbau von öffentlichen Versor-
gungsnetzen Beteiligten Einsicht in die ver-
arbeiteten Informationen gewähren. Für die 
Verwendung der nach Satz 1 gewonnenen 
Informationen gilt Absatz 1 entsprechend. 

(2) Das Bundesministerium für Digita-
les und Staatsmodernisierung kann die 
Informationen, die es für die Aufgabenerfül-
lung nach § 78 Absatz 1 Nummer 1 und 5 
erhalten hat, verarbeiten und auf Antrag 
den am Ausbau von öffentlichen Versor-
gungsnetzen Beteiligten Einsicht in die ver-
arbeiteten Informationen gewähren. Für die 
Verwendung der nach Satz 1 gewonnenen 
Informationen gilt Absatz 1 entsprechend. 

§ 151 § 151 

Verordnungsermächtigungen Verordnungsermächtigungen 

(1) Das Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustim-
mung des Bundesrates im Benehmen mit 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie passive Netzinfrastrukturen zu be-
nennen, die von den in den §§ 79, 82, 136 
und 137 genannten Rechten und Pflichten 
ausgenommen sind. Die Ausnahmen sind 
hinreichend zu begründen. Sie dürfen nur 
darauf gestützt werden, dass der Schutz 
von Teilen Kritischer Infrastrukturen betrof-
fen ist oder dass die passiven Netzinfra-
strukturen für die Telekommunikation tech-
nisch ungeeignet sind. Soweit die Ausnah-
men auf den Schutz von Teilen Kritischer 
Infrastrukturen gestützt werden, bedarf die 
Rechtsverordnung des Einvernehmens mit 
dem Bundesministerium des Innern, für 
Bau und Heimat. 

(1) Das Bundesministerium für Digita-
les und Staatsmodernisierung wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates im Beneh-
men mit dem Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie passive Netzinfrastruk-
turen zu benennen, die von den in den §§ 
79, 82, 136 und 137 genannten Rechten 
und Pflichten ausgenommen sind. Die Aus-
nahmen sind hinreichend zu begründen. 
Sie dürfen nur darauf gestützt werden, 
dass der Schutz von Teilen Kritischer Infra-
strukturen betroffen ist oder dass die passi-
ven Netzinfrastrukturen für die Telekommu-
nikation technisch ungeeignet sind. Soweit 
die Ausnahmen auf den Schutz von Teilen 
Kritischer Infrastrukturen gestützt werden, 
bedarf die Rechtsverordnung des Einver-
nehmens mit dem Bundesministerium des 
Innern. 

(2) Das Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung, die der Zu-
stimmung des Bundesrates bedarf, über 
die in § 142 Absatz 4 vorgesehenen Ableh-
nungsgründe von den in § 142 festgelegten 
Rechten und Pflichten hinausgehende Aus-
nahmen vorzusehen und Kategorien von 
Bauarbeiten zu benennen, die der zentra-
len Informationsstelle des Bundes zu mel-
den sind. Solche Kategorien dürfen nur 
Bauarbeiten enthalten, deren anfänglich 
geplante Dauer acht Wochen überschreitet. 
Die Rechtsverordnung ist hinreichend zu 
begründen und kann im Umfang oder Wert 
geringfügige Bauarbeiten oder Kritische Inf-
rastrukturen ausnehmen. Soweit die 

(2) Das Bundesministerium für Digita-
les und Staatsmodernisierung wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, über 
die in § 142 Absatz 4 vorgesehenen Ableh-
nungsgründe von den in § 142 festgelegten 
Rechten und Pflichten hinausgehende Aus-
nahmen vorzusehen und Kategorien von 
Bauarbeiten zu benennen, die der zentra-
len Informationsstelle des Bundes zu mel-
den sind. Solche Kategorien dürfen nur 
Bauarbeiten enthalten, deren anfänglich 
geplante Dauer acht Wochen überschreitet. 
Die Rechtsverordnung ist hinreichend zu 
begründen und kann im Umfang oder Wert 
geringfügige Bauarbeiten oder Kritische Inf-
rastrukturen ausnehmen. Soweit die 
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Ausnahmen auf den Schutz von Teilen Kri-
tischer Infrastrukturen gestützt werden, be-
darf die Rechtsverordnung des Einverneh-
mens mit dem Bundesministerium des In-
nern, für Bau und Heimat. 

Ausnahmen auf den Schutz von Teilen Kri-
tischer Infrastrukturen gestützt werden, be-
darf die Rechtsverordnung des Einverneh-
mens mit dem Bundesministerium des In-
nern. 

(3) Das Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung, die der Zu-
stimmung des Bundesrates bedarf, Aus-
nahmen von den in § 143 festgelegten 
Rechten und Pflichten vorzusehen. Die 
Ausnahmen können auf dem geringen Um-
fang und Wert der Bauarbeiten oder auf 
dem Schutz von Teilen Kritischer Infra-
strukturen beruhen. Soweit die Ausnahmen 
auf den Schutz von Teilen Kritischer Infra-
strukturen gestützt werden, bedarf die 
Rechtsverordnung des Einvernehmens mit 
dem Bundesministerium des Innern, für 
Bau und Heimat. 

(3) Das Bundesministerium für Digita-
les und Staatsmodernisierung wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, Aus-
nahmen von den in § 143 festgelegten 
Rechten und Pflichten vorzusehen. Die 
Ausnahmen können auf dem geringen Um-
fang und Wert der Bauarbeiten oder auf 
dem Schutz von Teilen Kritischer Infra-
strukturen beruhen. Soweit die Ausnahmen 
auf den Schutz von Teilen Kritischer Infra-
strukturen gestützt werden, bedarf die 
Rechtsverordnung des Einvernehmens mit 
dem Bundesministerium des Innern. 

(4) Das Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur wird ermäch-
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz und nuk-
leare Sicherheit durch Rechtsverordnung, 
die der Zustimmung des Bundesrates be-
darf, Ausnahmen von § 145 Absatz 4 und 5 
vorzusehen. Die Rechtsverordnung ist hin-
reichend zu begründen und kann be-
stimmte Gebäudekategorien und umfang-
reiche Renovierungen ausnehmen, falls die 
Erfüllung der Pflichten unverhältnismäßig 
wäre. Die Unverhältnismäßigkeit kann ins-
besondere auf den voraussichtlichen Kos-
ten für einzelne Eigentümer oder auf der 
spezifischen Art des Gebäudes beruhen. 

(4) Das Bundesministerium für Digita-
les und Staatsmodernisierung wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium für Umwelt, Klimaschutz, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit durch 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, Ausnahmen von § 
145 Absatz 4 und 5 vorzusehen. Die 
Rechtsverordnung ist hinreichend zu be-
gründen und kann bestimmte Gebäudeka-
tegorien und umfangreiche Renovierungen 
ausnehmen, falls die Erfüllung der Pflichten 
unverhältnismäßig wäre. Die Unverhältnis-
mäßigkeit kann insbesondere auf den vo-
raussichtlichen Kosten für einzelne Eigen-
tümer oder auf der spezifischen Art des 
Gebäudes beruhen. 

(5) Eigentümern und Betreibern öf-
fentlicher Versorgungsnetze und interes-
sierten Parteien ist die Gelegenheit zu ge-
ben, innerhalb eines Monats zum Entwurf 
einer aufgrund der Absätze 1 bis 4 erlasse-
nen Rechtsverordnung Stellung zu neh-
men. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Die aufgrund der Absätze 1 bis 4 
erlassenen Rechtsverordnungen sind der 
Kommission mitzuteilen. 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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§ 153 § 153 

Informationen über sonstige physische 
Infrastruktur für drahtlose Zugangs-

punkte mit geringer Reichweite 

Informationen über sonstige physische 
Infrastruktur für drahtlose Zugangs-

punkte mit geringer Reichweite 

(1) Eigentümer oder Betreiber öffentli-
cher Telekommunikationsnetze können bei 
Eigentümern oder Betreibern sonstiger 
physischer Infrastrukturen für Zwecke der 
Errichtung oder Anbindung von drahtlosen 
Zugangspunkten mit geringer Reichweite 
die Erteilung von Informationen über die 
sonstigen physischen Infrastrukturen bean-
tragen. Im Antrag ist das Gebiet anzuge-
ben, das mit drahtlosen Zugangspunkten 
mit geringer Reichweite erschlossen wer-
den soll. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Eigentümer oder Betreiber sonsti-
ger physischer Infrastrukturen müssen An-
tragstellern nach Absatz 1 innerhalb von 
zwei Monaten nach dem Tag des Antrags-
eingangs die beantragten Informationen er-
teilen. Die Erteilung erfolgt unter verhältnis-
mäßigen, diskriminierungsfreien und trans-
parenten Bedingungen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Informationen über sonstige 
physische Infrastrukturen nach Absatz 2 
müssen mindestens folgende Angaben ent-
halten:  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. die geografische Lage des Standortes 
und etwaig entstehende oder bereits 
bestehende Telekommunikationslinien, 

 

2. die Art und gegenwärtige Nutzung der 
sonstigen physischen Infrastrukturen 
und 

 

3. die Kontaktdaten eines oder mehrerer 
Ansprechpartner beim Eigentümer o-
der Betreiber der sonstigen physischen 
Infrastruktur. 

 

(4) Der Antrag nach Absatz 1 kann 
ganz oder teilweise abgelehnt werden, so-
weit konkrete Anhaltspunkte dafür vorlie-
gen, dass  

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. eine Erteilung der Informationen die Si-
cherheit oder Integrität der sonstigen 
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physischen Infrastruktur, die öffentliche 
Sicherheit oder die öffentliche Gesund-
heit gefährdet, 

2. durch die Erteilung der Informationen 
die Vertraulichkeit gemäß § 148 ver-
letzt wird, 

 

3. eine Erteilung der Informationen die In-
tegrität oder Sicherheit bereits beste-
hender sonstiger physischer Infrastruk-
turen, insbesondere nationaler, nach-
weislich besonders schutzbedürftiger 
Kritischer Infrastrukturen, gefährdet 
und der Betreiber die Mitnutzung im 
Rahmen der ihm durch Gesetz oder 
aufgrund eines Gesetzes auferlegten 
Schutzpflichten nicht durch verhältnis-
mäßige Maßnahmen ermöglichen 
kann, 

 

4. ein Ablehnungsgrund für eine Mitnut-
zung nach § 154 Absatz 4 vorliegt. 

 

(5) Werden nach Absatz 1 beantragte 
Informationen bereits von der zentralen In-
formationsstelle des Bundes gemäß § 78 
Absatz 1 Nummer 1 bereitgestellt, genügt 
anstelle einer Erteilung der Informationen 
durch den Eigentümer oder Betreiber der 
sonstigen physischen Infrastruktur ein Hin-
weis an den Antragsteller, dass die Infor-
mationen nach Absatz 6 einsehbar sind. 
Der Eigentümer oder Betreiber der sonsti-
gen physischen Infrastruktur kann diese In-
formationen der zentralen Informations-
stelle des Bundes zur Bereitstellung gemäß 
§ 78 Absatz 1 Nummer 1 im Rahmen der 
hierfür von ihr vorgegebenen Bedingungen 
zur Verfügung stellen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Die zentrale Informationsstelle des 
Bundes macht die nach Absatz 5 Satz 2 er-
haltenen Informationen unverzüglich zu-
gänglich:  

(6) Die zentrale Informationsstelle des 
Bundes macht die nach Absatz 5 Satz 2 er-
haltenen Informationen unverzüglich zu-
gänglich:  

1. den Eigentümern oder Betreibern öf-
fentlicher Telekommunikationsnetze, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. dem Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur sowie 

2. dem Bundesministerium für Digitales 
und Staatsmodernisierung sowie 

3. den Gebietskörperschaften der Länder 
und der Kommunen. 

3. u n v e r ä n d e r t  

Table.Briefings



 - 31 -  

Geltendes Recht Formulierungshilfe 

Die Zugänglichmachung erfolgt elektro-
nisch unter verhältnismäßigen, diskriminie-
rungsfreien und transparenten Bedingun-
gen. Näheres regelt die zentrale Informati-
onsstelle des Bundes in Einsichtnahmebe-
dingungen, die der vorherigen Zustimmung 
des Bundesministeriums für Verkehr und 
digitale Infrastruktur bedürfen. Die Einsicht-
nahmebedingungen haben insbesondere 
der Sensitivität der erfassten Daten und 
dem zu erwartenden Verwaltungsaufwand 
Rechnung zu tragen. 

Die Zugänglichmachung erfolgt elektro-
nisch unter verhältnismäßigen, diskriminie-
rungsfreien und transparenten Bedingun-
gen. Näheres regelt die zentrale Informati-
onsstelle des Bundes in Einsichtnahmebe-
dingungen, die der vorherigen Zustimmung 
des Bundesministeriums für Digitales und 
Staatsmodernisierung bedürfen. Die Ein-
sichtnahmebedingungen haben insbeson-
dere der Sensitivität der erfassten Daten 
und dem zu erwartenden Verwaltungsauf-
wand Rechnung zu tragen. 

(7) Die zentrale Informationsstelle des 
Bundes kann die nach Absatz 5 Satz 2 er-
haltenen Informationen auch für die Bereit-
stellung einer gebietsbezogenen Übersicht 
gemäß § 79 Absatz 1 Nummer 1 verwen-
den. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

§ 155 § 155 

Offener Netzzugang zu öffentlich geför-
derten Telekommunikationsnetzen und 
Telekommunikationslinien, Verbindlich-
keit von Ausbauzusagen in der Förde-

rung 

Offener Netzzugang zu öffentlich geför-
derten Telekommunikationsnetzen und 
Telekommunikationslinien, Verbindlich-
keit von Ausbauzusagen in der Förde-

rung 

(1) Betreiber oder Eigentümer öffentli-
cher Telekommunikationsnetze müssen 
anderen Betreibern öffentlicher Telekom-
munikationsnetze auf Antrag einen diskri-
minierungsfreien, offenen Netzzugang zu 
öffentlich geförderten Telekommunikations-
linien oder Telekommunikationsnetzen zu 
fairen und angemessenen Bedingungen 
gewähren. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Bei öffentlich geförderten Bau-
maßnahmen gilt die gesamte verlegte Inf-
rastruktur als gefördert im Sinne des Absat-
zes 1. Dies gilt nicht für die im Rahmen der 
öffentlich geförderten Baumaßnahme zu-
sätzlich eingebrachte Infrastruktur, die der 
Fördermittelempfänger oder ein Dritter auf 
jeweils eigene Kosten verlegt hat. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Eigentümer oder Betreiber öffentli-
cher Telekommunikationsnetze haben Ver-
träge über einen offenen Netzzugang im 
Sinne des Absatzes 1 innerhalb von zwei 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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Monaten nach deren Abschluss der Bun-
desnetzagentur zur Kenntnis zu geben. 

(4) Die Bundesnetzagentur veröffent-
licht im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium für Verkehr und digitale Infra-
struktur und dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie Grundsätze zu Art, 
Umfang und Bedingungen des offenen 
Netzzugangs nach Absatz 1. Sie berück-
sichtigt dabei unionsrechtliche Vorschriften 
über staatliche Beihilfen im Zusammen-
hang mit dem schnellen Breitbandausbau 
in der jeweils gültigen Fassung. 

(4) Die Bundesnetzagentur veröffent-
licht im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium für Digitales und Staatsmoder-
nisierung und dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie Grundsätze zu Art, 
Umfang und Bedingungen des offenen 
Netzzugangs nach Absatz 1. Sie berück-
sichtigt dabei unionsrechtliche Vorschriften 
über staatliche Beihilfen im Zusammen-
hang mit dem schnellen Breitbandausbau 
in der jeweils gültigen Fassung. 

(5) Richtliniengeber für die öffentliche 
Förderung von Telekommunikationslinien 
oder Telekommunikationsnetzen können in 
der jeweiligen Förderrichtlinie vorsehen, 
dass Meldungen von Unternehmen in ei-
nem Verfahren zur Markterkundung nur be-
rücksichtigt werden, soweit sich das Unter-
nehmen gegenüber der Gebietskörper-
schaft oder dem Zuwendungsgeber, die o-
der der das Verfahren durchführt oder in 
Auftrag gegeben hat, vertraglich verpflich-
tet, den gemeldeten Ausbau durchzufüh-
ren. Das Markterkundungsverfahren wird 
von einer Gebietskörperschaft oder im Auf-
trag einer Gebietskörperschaft, einem Zu-
wendungsgeber oder im Auftrag eines Zu-
wendungsgebers mit dem Ziel durchge-
führt, den Ausbau von Telekommunikati-
onslinien oder Telekommunikationsnetzen 
in einem festgelegten Gebiet innerhalb ei-
nes bestimmten Zeitraums sicherzustellen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

§ 157 § 157 

Verfügbarkeit der Telekommunikations-
dienste 

Verfügbarkeit der Telekommunikations-
dienste 

(1) Die Bundesnetzagentur überwacht 
in regelmäßigen Abständen die Verfügbar-
keit eines Mindestangebots gemäß Absatz 
2. Sie berücksichtigt hierbei die Ergebnisse 
der Erhebungen der zentralen Informati-
onsstelle des Bundes gemäß den §§ 80, 81 
und 84. Die Bundesnetzagentur berichtet in 
dem Jahresbericht nach § 196 über die Er-
gebnisse der Überwachung nach Satz 1. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Mindestens verfügbar sein müs-
sen Sprachkommunikationsdienste sowie 
ein schneller Internetzugangsdienst für 
eine angemessene soziale und wirtschaftli-
che Teilhabe im Sinne des Absatzes 3, ein-
schließlich des hierfür notwendigen An-
schlusses an ein öffentliches Telekommu-
nikationsnetz an einem festen Standort. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) In einer Rechtsverordnung des 
Bundesministeriums für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur, die des Einvernehmens 
mit dem Ausschuss für Verkehr und digitale 
Infrastruktur des Deutschen Bundestages 
bedarf, wird mit Zustimmung des Bundes-
rates festgelegt, welche Anforderungen ein 
Internetzugangsdienst sowie ein Sprach-
kommunikationsdienst nach Absatz 2 erfül-
len müssen. Bei der Festlegung der Anfor-
derungen an den Internetzugangsdienst 
nach Satz 1 werden insbesondere die von 
mindestens 80 Prozent der Verbraucher im 
Bundesgebiet genutzte Mindestbandbreite, 
Uploadrate und Latenz sowie weitere natio-
nale Gegebenheiten, wie die Auswirkungen 
der festgelegten Qualität auf Anreize zum 
privatwirtschaftlichen Breitbandausbau und 
zu Breitbandfördermaßnahmen, berück-
sichtigt. Der Internetzugangsdienst muss 
stets mindestens die in Anhang V der 
Richtlinie (EU) 2018/1972 in der jeweils 
gültigen Fassung aufgeführten Dienste, Te-
leheimarbeit einschließlich Verschlüsse-
lungsverfahren im üblichen Umfang und 
eine für Verbraucher marktübliche Nutzung 
von Online-Inhaltediensten ermöglichen. 
Die nach Satz 1 festzulegende Uploadrate 
und Latenz können niedriger, als die von 
80 Prozent der Verbraucher im Bundesge-
biet genutzten Werte sein, wenn tatsächlich 
nachgewiesen ist, dass die in Satz 3 ge-
nannten Dienste auch bei geringeren Vor-
gaben beim Endnutzer funktionieren. In ei-
ner Rechtsverordnung nach Satz 1 können 
kürzere als die in § 160 und § 161 genann-
ten Fristen festgelegt werden, wenn durch 
eine Digitalisierung der Verfahrensabläufe 
eine Beschleunigung erreicht werden 
konnte. 

(3) In einer Rechtsverordnung des 
Bundesministeriums für Digitales und 
Staatsmodernisierung, die des Einver-
nehmens mit dem Ausschuss für Digitales 
und Staatsmodernisierung des Deut-
schen Bundestages bedarf, wird mit Zu-
stimmung des Bundesrates festgelegt, wel-
che Anforderungen ein Internetzugangs-
dienst sowie ein Sprachkommunikations-
dienst nach Absatz 2 erfüllen müssen. Bei 
der Festlegung der Anforderungen an den 
Internetzugangsdienst nach Satz 1 werden 
insbesondere die von mindestens 80 Pro-
zent der Verbraucher im Bundesgebiet ge-
nutzte Mindestbandbreite, Uploadrate und 
Latenz sowie weitere nationale Gegeben-
heiten, wie die Auswirkungen der festge-
legten Qualität auf Anreize zum privatwirt-
schaftlichen Breitbandausbau und zu Breit-
bandfördermaßnahmen, berücksichtigt. Der 
Internetzugangsdienst muss stets mindes-
tens die in Anhang V der Richtlinie (EU) 
2018/1972 in der jeweils gültigen Fassung 
aufgeführten Dienste, Teleheimarbeit ein-
schließlich Verschlüsselungsverfahren im 
üblichen Umfang und eine für Verbraucher 
marktübliche Nutzung von Online-Inhalte-
diensten ermöglichen. Die nach Satz 1 
festzulegende Uploadrate und Latenz kön-
nen niedriger, als die von 80 Prozent der 
Verbraucher im Bundesgebiet genutzten 
Werte sein, wenn tatsächlich nachgewie-
sen ist, dass die in Satz 3 genannten 
Dienste auch bei geringeren Vorgaben 
beim Endnutzer funktionieren. In einer 
Rechtsverordnung nach Satz 1 können kür-
zere als die in § 160 und § 161 genannten 
Fristen festgelegt werden, wenn durch eine 
Digitalisierung der Verfahrensabläufe eine 
Beschleunigung erreicht werden konnte. 

(4) Die Rechtsverordnung nach Ab-
satz 3 ist innerhalb von sechs Monaten 
nach Inkrafttreten dieser Regelung zu er-
lassen. Das Bundesministerium für Verkehr 

(4) Die Rechtsverordnung nach Ab-
satz 3 ist innerhalb von sechs Monaten 
nach Inkrafttreten dieser Regelung zu er-
lassen. Das Bundesministerium für 
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und digitale Infrastruktur hat die festgeleg-
ten Anforderungen jährlich zu überprüfen. 
Über das Ergebnis unterrichtet es den Aus-
schuss für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur des Deutschen Bundestages. 

Digitales und Staatsmodernisierung hat 
die festgelegten Anforderungen jährlich zu 
überprüfen. Über das Ergebnis unterrichtet 
es den Ausschuss für Digitales und 
Staatsmodernisierung des Deutschen 
Bundestages. 

(5) Das Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur kann die Er-
mächtigung nach Absatz 3 sowie die Pflich-
ten nach Absatz 4 durch Rechtsverordnung 
auf die Bundesnetzagentur übertragen. 
Eine Rechtsverordnung der Bundesnetza-
gentur nach Satz 1 bedarf des Einverneh-
mens mit dem Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur und mit dem 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infra-
struktur des Deutschen Bundestages und 
der Zustimmung des Bunderates. Das Er-
gebnis des Prüfberichts der Bundesnetza-
gentur nach Absatz 4 bedarf des Einver-
nehmens mit dem Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur und mit 
dem Ausschuss für Verkehr und digitale 
Infrastruktur des Deutschen Bundestages. 

(5) Das Bundesministerium für Digita-
les und Staatsmodernisierung kann die 
Ermächtigung nach Absatz 3 sowie die 
Pflichten nach Absatz 4 durch Rechtsver-
ordnung auf die Bundesnetzagentur über-
tragen. Eine Rechtsverordnung der Bun-
desnetzagentur nach Satz 1 bedarf des 
Einvernehmens mit dem Bundesministe-
rium für Digitales und Staatsmodernisie-
rung und mit dem Ausschuss für Digitales 
und Staatsmodernisierung des Deut-
schen Bundestages und der Zustimmung 
des Bundesrates. Das Ergebnis des Prüf-
berichts der Bundesnetzagentur nach Ab-
satz 4 bedarf des Einvernehmens mit dem 
Bundesministerium für Digitales und 
Staatsmodernisierung und mit dem Aus-
schuss für Digitales und Staatsmoderni-
sierung des Deutschen Bundestages. 

§ 164 § 164 

Notruf Notruf 

(1) Wer öffentlich zugängliche num-
merngebundene interpersonelle Telekom-
munikationsdienste für das Führen von 
ausgehenden Gesprächen zu einer oder 
mehreren Nummern des nationalen oder 
internationalen Nummernplans erbringt, hat 
Vorkehrungen zu treffen, damit Endnutzern 
unentgeltliche Verbindungen möglich sind, 
die entweder durch die Wahl der europa-
einheitlichen Notrufnummer 112 oder der 
zusätzlichen nationalen Notrufnummer 110 
oder durch das Aussenden entsprechender 
Signalisierungen eingeleitet werden (Not-
rufverbindungen). Wer derartige öffentlich 
zugängliche nummerngebundene interper-
sonelle Telekommunikationsdienste er-
bringt, den Zugang zu solchen Diensten er-
möglicht oder Telekommunikationsnetze 
betreibt, die für diese Dienste einschließlich 
der Durchleitung von Anrufen genutzt wer-
den, hat sicherzustellen oder im notwendi-
gen Umfang daran mitzuwirken, dass 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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Notrufverbindungen jederzeit unverzüglich 
zu der örtlich zuständigen Notrufabfrage-
stelle hergestellt werden. Die nach den 
Sätzen 1 und 2 Verpflichteten haben si-
cherzustellen, dass der Notrufabfragestelle 
auch Folgendes mit der Notrufverbindung 
übermittelt wird:  

1. die Rufnummer des Anschlusses, von 
dem die Notrufverbindung ausgeht, 
und 

 

2. die Daten, die zur Ermittlung des Stan-
dortes erforderlich sind, von dem die 
Notrufverbindung ausgeht. 

 

Notrufverbindungen sind vorrangig vor an-
deren Verbindungen herzustellen; sie ste-
hen vorrangigen Verbindungen nach § 186 
Absatz 2 Satz 1 gleich. Daten, die nach 
Maßgabe der Rechtsverordnung nach Ab-
satz 5 zur Verfolgung von Missbrauch des 
Notrufs erforderlich sind, dürfen auch ver-
zögert an die Notrufabfragestelle übermit-
telt werden. Die Übermittlung der Daten 
nach den Sätzen 3 und 5 erfolgt unentgelt-
lich. Die für Notrufverbindungen entstehen-
den Kosten trägt jeder Anbieter eines Tele-
kommunikationsdienstes selbst; die Ent-
geltlichkeit von Vorleistungen bleibt unbe-
rührt. 

 

(2) Im Hinblick auf Notrufverbindun-
gen, die unter Verwendung eines Telefax-
gerätes eingeleitet werden, gilt Absatz 1 
entsprechend. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Zur Gewährleistung einer gleich-
wertigen Notrufkommunikation von Men-
schen mit Behinderungen ist sicherzustel-
len, dass bei Nutzung eines Vermittlungs-
dienstes nach § 51 Absatz 4 unentgeltliche 
Notrufverbindungen möglich sind. Soweit 
technisch möglich, gelten die Anforderun-
gen des Absatzes 1 Satz 3 und 6 entspre-
chend. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Anbieter nummernunabhängiger 
interpersoneller Telekommunikations-
dienste, die eine direkte Kommunikation zu 
der örtlich zuständigen Notrufabfragestelle 
ermöglichen, haben sicherzustellen, dass 
die zur Ermittlung des Standortes erforder-
lichen Daten übermittelt werden. Die für 
diese Notrufverbindungen entstehenden 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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Kosten trägt jeder Anbieter eines Telekom-
munikationsdienstes selbst; die Entgeltlich-
keit von Vorleistungen bleibt unberührt. 

(5) Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium 
des Innern, für Bau und Heimat, dem Bun-
desministerium für Verkehr und digitale Inf-
rastruktur und dem Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates Re-
gelungen zu treffen  

(5) Das Bundesministerium für Digita-
les und Staatsmodernisierung wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium des Innern und dem Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Regelungen zu treffen  

1. zu den Grundsätzen der Festlegung 
von Einzugsgebieten von Notrufabfra-
gestellen und deren Unterteilungen 
durch die für den Notruf zuständigen 
Landes- und Kommunalbehörden so-
wie zu den Grundsätzen des Abstim-
mungsverfahrens zwischen diesen Be-
hörden und den betroffenen Netzbe-
treibern, soweit diese Grundsätze für 
die Herstellung von Notrufverbindun-
gen erforderlich sind, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. zur Herstellung von Notrufverbindun-
gen zur jeweils örtlich zuständigen Not-
rufabfragestelle oder Ersatznotrufab-
fragestelle, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. zum Umfang der für Notrufverbindun-
gen zu erbringenden Leistungsmerk-
male, einschließlich  

3. u n v e r ä n d e r t  

a) der Übermittlung der Daten nach 
Absatz 1 Satz 3 und 

 

b) zulässiger Abweichungen hinsicht-
lich der nach Absatz 1 Satz 3 
Nummer 1 zu übermittelnden Da-
ten in unausweichlichen technisch 
bedingten Sonderfällen, 

 

4. zur Bereitstellung und Übermittlung 
von Daten, die geeignet sind, der Not-
rufabfragestelle die Verfolgung von 
Missbrauch des Notrufs zu ermögli-
chen, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. zum Herstellen von Notrufverbindun-
gen mittels automatischer Verfahren, 

5. u n v e r ä n d e r t  
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6. zur Sicherstellung der Gleichwertigkeit 
der Notrufkommunikation für Men-
schen mit Behinderungen und 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. zu den Aufgaben der Bundesnetzagen-
tur auf den in den Nummern 1 bis 6 
aufgeführten Gebieten, insbesondere 
im Hinblick auf die Festlegung von Kri-
terien für die Genauigkeit und Zuver-
lässigkeit der Daten, die zur Ermittlung 
des Standortes erforderlich sind, von 
dem die Notrufverbindung ausgeht. 

7. u n v e r ä n d e r t  

Landesrechtliche Regelungen über Notruf-
abfragestellen, die nicht Verpflichtungen im 
Sinne der Absätze 1 bis 4 betreffen, blei-
ben von den Vorschriften dieses Absatzes 
unberührt. 

Landesrechtliche Regelungen über Notruf-
abfragestellen, die nicht Verpflichtungen im 
Sinne der Absätze 1 bis 4 betreffen, blei-
ben von den Vorschriften dieses Absatzes 
unberührt. 

(6) Die technischen Einzelheiten zu 
den in Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 bis 6 
aufgeführten Regelungsgegenständen, ins-
besondere die Kriterien für die Genauigkeit 
und Zuverlässigkeit der Angaben zu dem 
Standort, von dem die Notrufverbindung 
ausgeht, legt die Bundesnetzagentur in ei-
ner Technischen Richtlinie fest; dabei be-
rücksichtigt sie die Vorschriften der Rechts-
verordnung nach Absatz 5. Die Bundes-
netzagentur erstellt die Technische Richtli-
nie unter Beteiligung  

(6) Die technischen Einzelheiten zu 
den in Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 bis 6 
aufgeführten Regelungsgegenständen, ins-
besondere die Kriterien für die Genauigkeit 
und Zuverlässigkeit der Angaben zu dem 
Standort, von dem die Notrufverbindung 
ausgeht, legt die Bundesnetzagentur in ei-
ner Technischen Richtlinie fest; dabei be-
rücksichtigt sie die Vorschriften der Rechts-
verordnung nach Absatz 5. Die Bundes-
netzagentur erstellt die Technische Richtli-
nie unter Beteiligung  

1. der Verbände der durch die Absätze 1 
bis 4 betroffenen Anbieter von Tele-
kommunikationsdiensten und Betreiber 
von Telekommunikationsnetzen, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. der vom Bundesministerium des In-
nern, für Bau und Heimat benannten 
Vertreter der Betreiber von Notrufab-
fragestellen und 

2. der vom Bundesministerium des Innern 
benannten Vertreter der Betreiber von 
Notrufabfragestellen und 

3. der Hersteller der in den Telekommuni-
kationsnetzen und Notrufabfragestellen 
eingesetzten technischen Einrichtun-
gen. 

3. u n v e r ä n d e r t  

Bei den Festlegungen in der Technischen 
Richtlinie sind internationale Standards zu 
berücksichtigen; Abweichungen von den 
Standards sind zu begründen. Die Ver-
pflichteten nach den Absätzen 1 bis 4 ha-
ben die Anforderungen der Technischen 
Richtlinie spätestens ein Jahr nach deren 

Bei den Festlegungen in der Technischen 
Richtlinie sind internationale Standards zu 
berücksichtigen; Abweichungen von den 
Standards sind zu begründen. Die Ver-
pflichteten nach den Absätzen 1 bis 4 ha-
ben die Anforderungen der Technischen 
Richtlinie spätestens ein Jahr nach deren 
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Bekanntmachung zu erfüllen, sofern in der 
Technischen Richtlinie für bestimmte Ver-
pflichtungen kein längerer Übergangszeit-
raum festgelegt ist. Nach dieser Techni-
schen Richtlinie gestaltete mängelfreie 
technische Einrichtungen müssen im Falle 
einer Änderung der Technischen Richtlinie 
spätestens drei Jahre nach deren Inkraft-
treten die geänderten Anforderungen erfül-
len. 

Bekanntmachung zu erfüllen, sofern in der 
Technischen Richtlinie für bestimmte Ver-
pflichtungen kein längerer Übergangszeit-
raum festgelegt ist. Nach dieser Techni-
schen Richtlinie gestaltete mängelfreie 
technische Einrichtungen müssen im Falle 
einer Änderung der Technischen Richtlinie 
spätestens drei Jahre nach deren Inkraft-
treten die geänderten Anforderungen erfül-
len. 

§ 164a § 164a 

Öffentliche Warnungen Öffentliche Warnungen 

(1) Betreiber öffentlicher Mobilfunk-
netze haben  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. technische Einrichtungen für Warnun-
gen vor drohenden oder sich ausbrei-
tenden größeren Notfällen und Kata-
strophen vorzuhalten, die  

 

a) über das zentrale Warnsystem des 
Bundes von den Gefahrenabwehr-
behörden sowie Behörden des Zi-
vil- und Katastrophenschutzes 
ausgelöst und 

 

b) an empfangsbereite Mobilfunkend-
geräte, die sich in dem von der 
auslösenden Behörde bestimmten 
geographischen Gebiet befinden, 
ausgesendet werden können und 

 

2. durch organisatorische Vorkehrungen 
die Möglichkeit der jederzeitigen unver-
züglichen Aussendung von Warnungen 
nach Nummer 1 sicherzustellen. 

 

(2) Betreiber öffentlicher Mobilfunk-
netze haben Warnungen nach Absatz 1 an 
alle Mobilfunkendgeräte in dem von der 
auslösenden Behörde bestimmten geogra-
phischen Gebiet auszusenden. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Anbieter öffentlich zugänglicher 
mobiler nummerngebundener interperso-
neller Telekommunikationsdienste  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. wirken im notwendigen Umfang daran 
mit, dass Warnungen nach Absatz 1 
jederzeit und unverzüglich zu den 
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Endnutzern in dem bestimmten geo-
graphischen Gebiet ausgesendet wer-
den können und 

2. informieren ihre Endnutzer über die 
Voraussetzungen für den Empfang von 
Warnungen nach Absatz 1. 

 

(4) Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium 
des Innern, für Bau und Heimat und dem 
Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates Regelungen 
zu treffen  

(4) Das Bundesministerium für Digita-
les und Staatsmodernisierung wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium des Innern durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesra-
tes Regelungen zu treffen  

1. über die grundlegenden technischen 
Anforderungen für die Aussendung von 
Warnungen im öffentlichen Mobilfunk-
netz, einschließlich der zu beachten-
den Sicherheitsanforderungen, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. über die organisatorischen Rahmenbe-
dingungen für die Aussendung von 
Warnungen, einschließlich Erreichbar-
keits- und Reaktionszeiten, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. zum Umfang der bei der Aussendung 
von Warnungen zu erbringenden Leis-
tungsmerkmale, einschließlich der da-
bei verarbeiteten Daten, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. zur Konkretisierung der Verpflichtun-
gen für Anbieter nach Absatz 3 und 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. zu den Aufgaben der Bundesnetzagen-
tur hinsichtlich der in den Nummern 1 
bis 4 aufgeführten Gebiete. 

5. u n v e r ä n d e r t  

(5) Die technischen Einzelheiten zu 
den in Absatz 4 Nummer 1 bis 4 aufgeführ-
ten Regelungsgegenständen legt die Bun-
desnetzagentur in einer Technischen Richt-
linie fest; dabei berücksichtigt sie die Vor-
schriften der Rechtsverordnung nach Ab-
satz 4. Die Bundesnetzagentur erstellt die 
Technische Richtlinie unter Beteiligung  

(5) u n v e r ä n d e r t  

1. der Verbände   

a) der durch die Absätze 1 und 2 ver-
pflichteten Betreiber öffentlicher 
Mobilfunknetze, 
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b) der durch Absatz 3 verpflichteten 
Anbieter öffentlich zugänglicher 
mobiler nummerngebundener in-
terpersoneller Telekommunikati-
onsdienste, 

 

c) der Hersteller der in den Mobil-
funknetzen eingesetzten techni-
schen Einrichtungen und 

 

d) der Hersteller der Mobilfunkendge-
räte, 

 

2. des Bundesamtes für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe, 

 

3. der vom Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe benann-
ten Vertreter der in Absatz 1 Nummer 
1 Buchstabe a genannten Behörden 
und 

 

4. des Bundesamtes für Sicherheit in der 
Informationstechnik hinsichtlich der 
technischen Anforderungen in Absatz 
4 Nummer 1. 

 

Bei den Festlegungen in der Technischen 
Richtlinie sind internationale Standards zu 
berücksichtigen; Abweichungen von den 
Standards sind zu begründen. Die nach 
den Absätzen 1 bis 3 Verpflichteten haben 
die Anforderungen der Technischen Richtli-
nie spätestens ein Jahr nach deren Be-
kanntmachung zu erfüllen, sofern in der 
Technischen Richtlinie für bestimmte Ver-
pflichtungen kein anderer Übergangszeit-
raum festgelegt ist. 

 

(6) Notwendige Aufwendungen, die 
den Betreibern öffentlicher Mobilfunknetze 
durch die Umsetzung der Anforderungen 
aus Absatz 1 entstehen, sind auf Antrag zu 
ersetzen. Für die Bemessung des Aufwen-
dungsersatzes sind die tatsächlich entstan-
denen Kosten der Verpflichteten maßge-
bend. Über die Anträge auf Aufwendungs-
ersatz entscheidet die Bundesnetzagentur. 
Die durch die Aussendung der Warnungen 
nach Absatz 2 entstehenden Kosten trägt 
jeder Betreiber selbst. Die für das Versen-
den von Informationen anfallenden Kosten 
nach Absatz 3 trägt jeder Anbieter selbst. 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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§ 170 § 170 

Umsetzung von Überwachungsmaßnah-
men, Erteilung von Auskünften 

Umsetzung von Überwachungsmaßnah-
men, Erteilung von Auskünften 

(1) Wer eine Telekommunikationsan-
lage betreibt, mit der öffentlich zugängliche 
Telekommunikationsdienste erbracht wer-
den, hat  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. ab dem Zeitpunkt der Betriebsauf-
nahme auf eigene Kosten technische 
Einrichtungen zur Umsetzung gesetz-
lich vorgesehener Maßnahmen zur 
Überwachung der Telekommunikation 
vorzuhalten und organisatorische Vor-
kehrungen für deren unverzügliche 
Umsetzung zu treffen, 

 

2. in Fällen, in denen die Überwachbar-
keit nur durch das Zusammenwirken 
von zwei oder mehreren Telekommuni-
kationsanlagen eines oder mehrerer 
Betreiber sichergestellt werden kann, 
ab dem Zeitpunkt der Betriebsauf-
nahme die dazu erforderlichen auto-
matischen Steuerungsmöglichkeiten 
zur Erfassung und Ausleitung der zu 
überwachenden Telekommunikation in 
seiner Telekommunikationsanlage be-
reitzustellen sowie eine derartige Steu-
erung zu ermöglichen, 

 

3. der Bundesnetzagentur unverzüglich 
nach der Betriebsaufnahme  

 

a) mitzuteilen, dass er die Vorkehrun-
gen nach Nummer 1 getroffen hat, 
sowie 

 

b) einen Zustellungsbevollmächtigten 
im Inland zu benennen, bei dem 
die Zustellung für ihn bestimmter 
Anordnungen zur Überwachung 
der Telekommunikation sowie da-
mit zusammenhängender Verfü-
gungen und Schriftstücke bewirkt 
werden kann, 

 

4. der Bundesnetzagentur den unentgelt-
lichen Nachweis zu erbringen, dass 
seine technischen Einrichtungen und 
organisatorischen Vorkehrungen nach 
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Nummer 1 mit den Vorschriften der 
Rechtsverordnung nach Absatz 5 und 
der Technischen Richtlinie nach Ab-
satz 6 übereinstimmen; dazu hat er un-
verzüglich, spätestens einen Monat 
nach Betriebsaufnahme,  

a) der Bundesnetzagentur die Unter-
lagen zu übersenden, die dort für 
die Vorbereitung der im Rahmen 
des Nachweises von der Bundes-
netzagentur durchzuführenden 
Prüfungen erforderlich sind, und 

 

b) mit der Bundesnetzagentur einen 
Prüftermin für die Erbringung die-
ses Nachweises zu vereinbaren; 

 

bei den für den Nachweis erforderli-
chen Prüfungen hat er die Bundesnetz-
agentur zu unterstützen, 

 

5. der Bundesnetzagentur auf deren be-
sondere Aufforderung insbesondere 
zur Beseitigung von Fehlfunktionen 
eine erneute unentgeltliche Prüfung 
seiner technischen und organisatori-
schen Vorkehrungen zu gestatten so-
wie 

 

6. die Aufstellung und den Betrieb von 
technischen Mitteln der zur Überwa-
chung der Telekommunikation berech-
tigten Stellen für die Durchführung von 
Maßnahmen nach den §§ 3, 5 und 8 
des Artikel 10-Gesetzes oder nach den 
§§ 19, 24, 26, 32 und 33 des BND-Ge-
setzes in seinen Räumen zu dulden 
und Bediensteten der für diese Maß-
nahmen zuständigen Stelle sowie bei 
Maßnahmen nach den §§ 3, 5 und 8 
des Artikel 10-Gesetzes den Mitglie-
dern und Mitarbeitern der G 10-Kom-
mission (§ 1 Absatz 2 des Artikel 10-
Gesetzes) Zugang zu diesen techni-
schen Mitteln zur Erfüllung ihrer ge-
setzlichen Aufgaben zu gewähren. 

 

(2) Wer öffentlich zugängliche Tele-
kommunikationsdienste erbringt und sich 
hierfür eines Betreibers einer Telekommu-
nikationsanlage bedient, hat  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. sich bei der Auswahl des Betreibers 
der dafür genutzten 
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Telekommunikationsanlage zu verge-
wissern, dass dieser Anordnungen zur 
Überwachung der Telekommunikation 
unverzüglich nach Maßgabe des Ab-
satzes 1 sowie der Rechtsverordnung 
nach Absatz 5 und der Technischen 
Richtlinie nach Absatz 6 umsetzen 
kann, und 

2. der Bundesnetzagentur unverzüglich 
nach Aufnahme seines Dienstes mitzu-
teilen,  

 

a) welche Telekommunikations-
dienste er erbringt, 

 

b) durch wen Überwachungsanord-
nungen, die seine Nutzer betref-
fen, umgesetzt werden und 

 

c) an welche im Inland gelegene 
Stelle die Zustellung von Anord-
nungen zur Überwachung der Te-
lekommunikation sowie damit zu-
sammenhängender Verfügungen 
und Schriftstücke bewirkt werden 
kann. 

 

(3) Änderungen der den Mitteilungen 
nach Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b und 
Absatz 2 Nummer 2 zugrunde liegenden 
Daten sind der Bundesnetzagentur unver-
züglich mitzuteilen. In Fällen, in denen 
noch keine Vorschriften nach Absatz 6 vor-
handen sind, hat der Verpflichtete die tech-
nischen Einrichtungen nach Absatz 1 Num-
mer 1 und 2 in Absprache mit der Bundes-
netzagentur zu gestalten, die entspre-
chende Festlegungen im Benehmen mit 
den berechtigten Stellen trifft. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht, 
soweit die Rechtsverordnung nach Absatz 
5 Ausnahmen für die Telekommunikations-
anlage vorsieht. § 100a Absatz 4 Satz 1 
der Strafprozessordnung, § 2 Absatz 1a 
Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Artikel 10-Ge-
setzes, § 51 Absatz 6 Satz 1 des Bundes-
kriminalamtgesetzes, § 25 Absatz 1 Satz 1 
des BND-Gesetzes sowie entsprechende 
landesgesetzliche Regelungen zur polizei-
lich-präventiven Telekommunikationsüber-
wachung bleiben unberührt. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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(5) Die Bundesregierung wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates  

(5) u n v e r ä n d e r t  

1. Regelungen zu treffen   

a) über die grundlegenden techni-
schen Anforderungen und die or-
ganisatorischen Eckpunkte für die 
Umsetzung von Überwachungs-
maßnahmen und die Erteilung von 
Auskünften einschließlich der Um-
setzung von Überwachungsmaß-
nahmen und der Erteilung von 
Auskünften durch einen von dem 
Verpflichteten beauftragten Erfül-
lungsgehilfen und der Speicherung 
von Anordnungsdaten sowie zu 
den Mitwirkungspflichten bei tech-
nischen Ermittlungsmaßnahmen 
bei Mobilfunkendgeräten nach § 
171, 

 

b) über den Regelungsrahmen für die 
Technische Richtlinie nach Absatz 
6, 

 

c) für den Nachweis nach Absatz 1 
Nummer 4, 

 

d) für die erneute Prüfung nach Ab-
satz 1 Nummer 5, 

 

e) für die nähere Ausgestaltung der 
Duldungsverpflichtung nach Ab-
satz 1 Nummer 6 und 

 

f) für die nähere Ausgestaltung der 
Sicherstellungspflichten nach Ab-
satz 11 sowie 

 

2. zu bestimmen,   

a) in welchen Fällen und unter wel-
chen Bedingungen vorübergehend 
auf die Einhaltung bestimmter 
technischer Vorgaben verzichtet 
werden kann, 

 

b) dass die Bundesnetzagentur aus 
technischen Gründen Ausnahmen 
von der Erfüllung einzelner techni-
scher Anforderungen zulassen 
kann und 
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c) bei welchen Telekommunikations-
anlagen und damit erbrachten Te-
lekommunikationsdiensten aus 
grundlegenden technischen Erwä-
gungen oder aus Gründen der 
Verhältnismäßigkeit abweichend 
von Absatz 1 Nummer 1 keine 
technischen Einrichtungen vorge-
halten und keine organisatori-
schen Vorkehrungen getroffen 
werden müssen. 

 

(6) Die Bundesnetzagentur legt tech-
nische Einzelheiten zur Umsetzung von 
Maßnahmen zur Überwachung der Tele-
kommunikation, insbesondere technische 
Einzelheiten, die zur Sicherstellung einer 
vollständigen Erfassung der zu überwa-
chenden Telekommunikation und zur Aus-
kunftserteilung sowie zur Gestaltung des 
Übergabepunktes zu den berechtigten Stel-
len und zur Speicherung der Anordnungs-
daten sowie zu den Mitwirkungspflichten 
bei technischen Ermittlungsmaßnahmen 
bei Mobilfunkendgeräten nach § 171 erfor-
derlich sind, in einer im Benehmen mit den 
berechtigten Stellen und unter Beteiligung 
der Verbände und der Hersteller zu erstel-
lenden Technischen Richtlinie fest. Dabei 
sind internationale technische Standards 
zu berücksichtigen; Abweichungen von den 
Standards sind zu begründen. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Wer technische Einrichtungen zur 
Umsetzung von Überwachungsmaßnah-
men herstellt oder vertreibt, kann von der 
Bundesnetzagentur verlangen, dass sie 
diese Einrichtungen im Rahmen einer 
Typmusterprüfung im Zusammenwirken mit 
bestimmten Telekommunikationsanlagen 
daraufhin prüft, ob die rechtlichen und tech-
nischen Vorschriften der Rechtsverordnung 
nach Absatz 5 und der Technischen Richtli-
nie nach Absatz 6 erfüllt werden. Die Bun-
desnetzagentur kann nach pflichtgemäßem 
Ermessen vorübergehend Abweichungen 
von den technischen Vorgaben zulassen, 
sofern die Umsetzung von Überwachungs-
maßnahmen grundsätzlich sichergestellt ist 
und sich ein nur unwesentlicher Anpas-
sungsbedarf bei den Einrichtungen der be-
rechtigten Stellen ergibt. Die Bundesnetza-
gentur hat dem Hersteller oder Vertreiber 
das Prüfergebnis schriftlich mitzuteilen. Die 

(7) Wer technische Einrichtungen zur 
Umsetzung von Überwachungsmaßnah-
men herstellt oder vertreibt, kann von der 
Bundesnetzagentur verlangen, dass sie 
diese Einrichtungen im Rahmen einer 
Typmusterprüfung im Zusammenwirken mit 
bestimmten Telekommunikationsanlagen 
daraufhin prüft, ob die rechtlichen und tech-
nischen Vorschriften der Rechtsverordnung 
nach Absatz 5 und der Technischen Richtli-
nie nach Absatz 6 erfüllt werden. Die Bun-
desnetzagentur kann nach pflichtgemäßem 
Ermessen vorübergehend Abweichungen 
von den technischen Vorgaben zulassen, 
sofern die Umsetzung von Überwachungs-
maßnahmen grundsätzlich sichergestellt ist 
und sich ein nur unwesentlicher Anpas-
sungsbedarf bei den Einrichtungen der be-
rechtigten Stellen ergibt. Die Bundesnetza-
gentur hat dem Hersteller oder Vertreiber 
das Prüfergebnis schriftlich mitzuteilen. Die 
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Prüfergebnisse werden von der Bundes-
netzagentur bei dem Nachweis der Über-
einstimmung der technischen Einrichtun-
gen mit den anzuwendenden technischen 
Vorschriften beachtet, den der Verpflichtete 
nach Absatz 1 Nummer 4 zu erbringen hat. 
Die vom Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie vor Inkrafttreten dieser Vor-
schrift ausgesprochenen Zustimmungen zu 
den von Herstellern vorgestellten Rahmen-
konzepten gelten als Mitteilungen im Sinne 
des Satzes 3. 

Prüfergebnisse werden von der Bundes-
netzagentur bei dem Nachweis der Über-
einstimmung der technischen Einrichtun-
gen mit den anzuwendenden technischen 
Vorschriften beachtet, den der Verpflichtete 
nach Absatz 1 Nummer 4 zu erbringen hat.  

(8) Wer nach Absatz 1 oder 2 in Ver-
bindung mit der Rechtsverordnung nach 
Absatz 5 und der Technischen Richtlinie 
nach Absatz 6 verpflichtet ist, Vorkehrun-
gen zu treffen, hat die Anforderungen spä-
testens ein Jahr, nachdem sie für ihn Gel-
tung erlangen, zu erfüllen, sofern dort nicht 
für bestimmte Verpflichtungen ein längerer 
Zeitraum festgelegt ist. Nach dieser Richtli-
nie gestaltete mängelfreie technische Ein-
richtungen für bereits vom Verpflichteten 
angebotene Telekommunikationsdienste 
müssen im Falle einer Änderung der Richt-
linie spätestens drei Jahre nach deren In-
krafttreten die geänderten Anforderungen 
erfüllen. Stellt sich bei dem Nachweis nach 
Absatz 1 Nummer 4 oder einer erneuten 
Prüfung nach Absatz 1 Nummer 5 ein Man-
gel bei den von dem Verpflichteten ge-
troffenen technischen oder organisatori-
schen Vorkehrungen heraus, hat er diesen 
Mangel nach Vorgaben der Bundesnetza-
gentur in angemessener Frist zu beseiti-
gen; stellt sich im Betrieb, insbesondere 
anlässlich durchzuführender Überwa-
chungsmaßnahmen, ein Mangel heraus, 
hat er diesen unverzüglich zu beseitigen. 
Sofern für die technische Einrichtung eine 
Typmusterprüfung nach Absatz 7 durchge-
führt worden ist und dabei Fristen für die 
Beseitigung von Mängeln festgelegt wor-
den sind, hat die Bundesnetzagentur diese 
Fristen bei ihren Vorgaben zur Mängelbe-
seitigung nach Satz 3 zu berücksichtigen. 

(8) u n v e r ä n d e r t  

(9) Jeder Betreiber einer Telekommu-
nikationsanlage, der anderen im Rahmen 
seines Angebots für die Öffentlichkeit Netz-
abschlusspunkte seiner Telekommunikati-
onsanlage überlässt, ist verpflichtet, den 
gesetzlich zur Überwachung der Telekom-
munikation berechtigten Stellen auf deren 

(9) u n v e r ä n d e r t  

Table.Briefings



 - 47 -  

Geltendes Recht Formulierungshilfe 

Anforderung Netzabschlusspunkte für die 
Übertragung der im Rahmen einer Überwa-
chungsmaßnahme anfallenden Informatio-
nen unverzüglich und vorrangig bereitzu-
stellen. Die technische Ausgestaltung der-
artiger Netzabschlusspunkte kann in einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 5 geregelt 
werden. Für die Bereitstellung und Nutzung 
gelten mit Ausnahme besonderer Tarife o-
der Zuschläge für vorrangige oder vorzei-
tige Bereitstellung oder Entstörung die je-
weils für die Allgemeinheit anzuwendenden 
Tarife. Besondere vertraglich vereinbarte 
Rabatte bleiben von Satz 3 unberührt. 

(10) Telekommunikationsanlagen, die 
von den gesetzlich berechtigten Stellen be-
trieben werden und mittels derer in das 
Fernmeldegeheimnis oder in den Netzbe-
trieb eingegriffen werden soll, sind im Ein-
vernehmen mit der Bundesnetzagentur 
technisch zu gestalten. Die Bundesnetza-
gentur hat sich gegenüber der berechtigten 
Stelle zu der technischen Gestaltung inner-
halb angemessener Frist zu äußern. 

(10) u n v e r ä n d e r t  

(11) Betreiber von öffentlichen Mobil-
funknetzen, die Nutzer eines Betreibers 
von öffentlichen Mobilfunknetzen in der Eu-
ropäischen Union nach Absprache an-
schließen und zu dessen Telekommunikati-
onsanlage vermitteln, haben bei der durch 
sie bereitzustellenden Überwachungskopie 
sicherzustellen, dass eine durch den aus-
ländischen Betreiber netzseitig aufge-
brachte Verschlüsselung zu dessen Nut-
zern aufgehoben wird, soweit hierfür inter-
nationale technische Standards zur Verfü-
gung stehen, die in der Technischen Richt-
linie nach Absatz 6 beschrieben werden. 

(11) u n v e r ä n d e r t  

§ 173 § 173 

Automatisiertes Auskunftsverfahren Automatisiertes Auskunftsverfahren 

(1) Wer nummerngebundene interper-
sonelle Telekommunikationsdienste oder 
Dienste, die ganz oder überwiegend in der 
Übertragung von Signalen bestehen, er-
bringt und dabei Rufnummern vergibt, hat 
die nach § 172 Absatz 1, 2 und 4 erhobe-
nen Daten unverzüglich in Kundendateien 
zu speichern, in die auch Rufnummern und 

(1) u n v e r ä n d e r t  

Table.Briefings



 - 48 -  

Geltendes Recht Formulierungshilfe 

Rufnummernkontingente, die zur weiteren 
Vermarktung oder sonstigen Nutzung an 
andere Anbieter von Telekommunikations-
diensten vergeben werden, sowie bei por-
tierten Rufnummern die aktuelle Portie-
rungskennung aufzunehmen sind. Der Ver-
pflichtete kann auch eine andere Stelle 
nach Maßgabe des Artikels 28 der Verord-
nung (EU) 2016/679 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. April 
2016 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Da-
ten, zum freien Datenverkehr und zur Auf-
hebung der Richtlinie 95/46/EG (Daten-
schutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 
4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 
72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) beauftra-
gen, die Kundendateien zu führen. Für die 
Berichtigung und Löschung der in den Kun-
dendateien gespeicherten Daten gilt § 172 
Absatz 4 und 6 entsprechend. In Fällen 
portierter Rufnummern sind die Rufnummer 
und die zugehörige Portierungskennung 
erst nach Ablauf des Jahres zu löschen, 
das dem Zeitpunkt folgt, zu dem die Ruf-
nummer wieder an den Netzbetreiber zu-
rückgegeben wurde, dem sie ursprünglich 
zugeteilt worden war. 

(2) Der Verpflichtete hat zu gewähr-
leisten, dass  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. die Bundesnetzagentur jederzeit Daten 
aus den Kundendateien automatisiert 
im Inland abrufen kann, 

 

2. der Abruf von Daten unter Verwendung 
unvollständiger Abfragedaten oder die 
Suche mittels einer Ähnlichenfunktion 
erfolgen kann. 

 

Der Verpflichtete und sein Beauftragter ha-
ben durch technische und organisatorische 
Maßnahmen sicherzustellen, dass ihnen 
die abgerufenen Daten nicht zur Kenntnis 
gelangen können. 

 

(3) Die Bundesnetzagentur darf Daten 
aus den Kundendateien nur abrufen, so-
weit die Kenntnis der Daten erforderlich ist  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. für die Verfolgung von Ordnungswidrig-
keiten oder Verstößen nach diesem 
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Gesetz oder nach dem Gesetz gegen 
den unlauteren Wettbewerb, 

2. für die Erledigung von Auskunftsersu-
chen der in Absatz 4 genannten Stel-
len. 

 

Die ersuchende Stelle prüft unverzüglich, 
inwieweit sie die als Antwort übermittelten 
Daten benötigt; nicht benötigte Daten 
löscht sie unverzüglich; dies gilt auch für 
die Bundesnetzagentur für den Abruf von 
Daten nach Satz 1 Nummer 1. 

 

(4) Auskünfte aus den Kundendateien 
nach Absatz 1 werden den folgenden Stel-
len nach Absatz 7 jederzeit erteilt, soweit 
die Auskünfte zur Erfüllung ihrer gesetzli-
chen Aufgaben erforderlich sind und die Er-
suchen an die Bundesnetzagentur im auto-
matisierten Auskunftsverfahren vorgelegt 
werden:  

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. den Gerichten und Strafverfolgungsbe-
hörden, 

 

2. den Polizeivollzugsbehörden des Bun-
des und der Länder für Zwecke der 
Gefahrenabwehr, 

 

3. dem Zollkriminalamt und den Zollfahn-
dungsämtern für Zwecke eines Straf-
verfahrens sowie dem Zollkriminalamt 
zur Vorbereitung und Durchführung 
von Maßnahmen nach § 72 des Zoll-
fahndungsdienstgesetzes, 

 

4. den Verfassungsschutzbehörden des 
Bundes und der Länder, dem Militäri-
schen Abschirmdienst, dem Bundes-
nachrichtendienst, 

 

5. den Notrufabfragestellen nach § 164 
sowie der Abfragestelle für die Ruf-
nummer 124 124, 

 

6. der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht, 

 

7. den Behörden der Zollverwaltung für 
die in § 2 Absatz 1 des Schwarzar-
beitsbekämpfungsgesetzes genannten 
Zwecke über zentrale Abfragestellen, 
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8. den nach Landesrecht für die Verfol-
gung und Ahndung von Ordnungswid-
rigkeiten zuständigen Behörden für die 
in § 2 Absatz 3 des Schwarzarbeitsbe-
kämpfungsgesetzes genannten Zwe-
cke über zentrale Abfragestellen sowie 

 

9. den für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach § 81 
Absatz 1 bis 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen zustän-
digen Kartellbehörden. 

 

(5) Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzleramt, 
dem Bundesministerium des Innern, für 
Bau und Heimat, dem Bundesministerium 
der Justiz und für Verbraucherschutz, dem 
Bundesministerium der Finanzen, dem 
Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur sowie dem Bundesministerium 
der Verteidigung eine Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates zu erlas-
sen, in der Folgendes geregelt wird:  

(5) Das Bundesministerium für Digita-
les und Staatsmodernisierung wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun-
deskanzleramt, dem Bundesministerium 
des Innern, dem Bundesministerium der 
Justiz und für Verbraucherschutz, dem 
Bundesministerium der Finanzen sowie 
dem Bundesministerium der Verteidigung 
eine Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates zu erlassen, in der Fol-
gendes geregelt wird:  

1. die wesentlichen Anforderungen an die 
technischen Verfahren  

1. u n v e r ä n d e r t  

a) zur Übermittlung der Ersuchen an 
die Bundesnetzagentur, 

 

b) zur Abfrage der Daten durch die 
Bundesnetzagentur bei den Ver-
pflichteten und deren Antwort an 
die Bundesnetzagentur einschließ-
lich der für die Abfrage zu verwen-
denden Datenarten und 

 

c) zur Übermittlung der Ergebnisse 
des Abrufs von der Bundesnetza-
gentur an die ersuchenden Stel-
len, 

 

2. die zu beachtenden Sicherheitsanfor-
derungen, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. für Auskünfte und Abrufe mit unvoll-
ständigen Abfragedaten und für die 
Suche mittels einer Ähnlichenfunktion  

3. u n v e r ä n d e r t  

a) die Mindestanforderungen an den 
Umfang der einzugebenden Daten 
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zur möglichst genauen Bestim-
mung der gesuchten Person, 

b) die Zeichen, die in Ersuchen ver-
wendet werden dürfen, 

 

c) Anforderungen an den Einsatz 
sprachwissenschaftlicher Verfah-
ren, die gewährleisten, dass unter-
schiedliche Schreibweisen eines 
Personen-, Straßen- oder Ortsna-
mens sowie Abweichungen, die 
sich aus der Vertauschung, Aus-
lassung oder Hinzufügung von Na-
mensbestandteilen ergeben, in die 
Suche und das Suchergebnis ein-
bezogen werden, 

 

d) die zulässige Menge der an die 
Bundesnetzagentur zu übermit-
telnden Antwortdatensätze sowie 

 

4. wer abweichend von Absatz 1 Satz 1 
aus Gründen der Verhältnismäßigkeit 
keine Kundendateien für das automati-
sierte Auskunftsverfahren vorhalten 
muss; in diesen Fällen gilt § 172 Ab-
satz 1 Satz 4 entsprechend. 

4. u n v e r ä n d e r t  

Im Übrigen können in der Rechtsverord-
nung auch Einschränkungen der Abfrage-
möglichkeit für die in Absatz 4 Nummer 5 
bis 9 genannten Stellen auf den für diese 
Stellen erforderlichen Umfang geregelt 
werden. 

Im Übrigen können in der Rechtsverord-
nung auch Einschränkungen der Abfrage-
möglichkeit für die in Absatz 4 Nummer 5 
bis 9 genannten Stellen auf den für diese 
Stellen erforderlichen Umfang geregelt 
werden. 

(6) Die technischen Einzelheiten des 
automatisierten Auskunftsverfahrens legt 
die Bundesnetzagentur unter Beteiligung 
der betroffenen Verbände und der berech-
tigten Stellen in einer Technischen Richtli-
nie fest, die bei Bedarf an den Stand der 
Technik anzupassen ist. Die Verpflichteten 
nach den Absätzen 1 und 2 und die be-
rechtigten Stellen haben die Anforderungen 
der Technischen Richtlinie spätestens ein 
Jahr nach deren Inkrafttreten zu erfüllen, 
es sei denn, in der Technischen Richtlinie 
ist eine davon abweichende Umsetzungs-
frist festgelegt worden. Nach dieser Richtli-
nie gestaltete mängelfreie technische Ein-
richtungen müssen im Falle einer Ände-
rung der Technischen Richtlinie spätestens 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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drei Jahre nach deren Inkrafttreten die ge-
änderten Anforderungen erfüllen. 

(7) Auf Ersuchen der in Absatz 4 ge-
nannten Stellen hat die Bundesnetzagentur 
die entsprechenden Datensätze aus den 
Kundendateien nach Absatz 1 abzurufen 
und als Ergebnis an die ersuchende Stelle 
zu übermitteln. Sie prüft die Zulässigkeit 
der Übermittlung nur, soweit hierzu ein be-
sonderer Anlass besteht. Die Verantwor-
tung für die Zulässigkeit der Übermittlung 
tragen  

(7) u n v e r ä n d e r t  

1. in den Fällen des Absatzes 3 Satz 1 
Nummer 1 die Bundesnetzagentur und 

 

2. in den Fällen des Absatzes 3 Satz 1 
Nummer 2 die in Absatz 4 genannten 
Stellen. 

 

(8) Die Bundesnetzagentur protokol-
liert für Zwecke der Datenschutzkontrolle 
durch die jeweils zuständige Stelle bei je-
dem Abruf  

(8) u n v e r ä n d e r t  

1. den Zeitpunkt,  

2. die bei der Durchführung des Abrufs 
verwendeten Daten, 

 

3. die abgerufenen Daten,  

4. ein die abrufende Person eindeutig be-
zeichnendes Datum sowie 

 

5. die ersuchende Stelle, deren Aktenzei-
chen und ein die ersuchende Person 
eindeutig bezeichnendes Datum. 

 

Eine Verwendung der Protokolldaten für 
andere Zwecke ist unzulässig. Die Proto-
kolldaten sind nach einem Jahr zu löschen. 

 

(9) Der Verpflichtete nach den Absät-
zen 1 und 2 hat alle technischen Vorkeh-
rungen in seinem Verantwortungsbereich 
auf seine Kosten zu treffen, die für die Er-
teilung der Auskünfte nach dieser Vor-
schrift erforderlich sind. Dazu gehören 
auch die Anschaffung der zur Sicherstel-
lung der Vertraulichkeit und des Schutzes 
vor unberechtigten Zugriffen erforderlichen 
Geräte, die Einrichtung eines geeigneten 
Telekommunikationsanschlusses sowie die 

(9) u n v e r ä n d e r t  
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laufende Bereitstellung dieser Vorkehrun-
gen nach Maßgaben der Rechtsverord-
nung nach Absatz 5 und der Technischen 
Richtlinie nach Absatz 6. Eine Entschädi-
gung für im automatisierten Auskunftsver-
fahren erteilte Auskünfte wird den Ver-
pflichteten nicht gewährt. 

§ 182 § 182 

Auskunftsersuchen des Bundesnach-
richtendienstes 

Auskunftsersuchen des Bundesnach-
richtendienstes 

(1) Betreiber öffentlicher Telekommu-
nikationsnetze haben dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie auf Anfrage 
entgeltfrei Auskünfte über die Strukturen 
der Telekommunikationsnetze sowie bevor-
stehende Änderungen zu erteilen. Einzelne 
Telekommunikationsvorgänge und Be-
standsdaten von Endnutzern dürfen nicht 
Gegenstand einer Auskunft nach dieser 
Vorschrift sein. 

(1) Betreiber öffentlicher Telekommu-
nikationsnetze haben dem Bundesministe-
rium für Digitales und Staatsmodernisie-
rung auf Anfrage entgeltfrei Auskünfte 
über die Strukturen der Telekommunikati-
onsnetze sowie bevorstehende Änderun-
gen zu erteilen. Einzelne Telekommunikati-
onsvorgänge und Bestandsdaten von End-
nutzern dürfen nicht Gegenstand einer 
Auskunft nach dieser Vorschrift sein. 

(2) Anfragen nach Absatz 1 sind nur 
zulässig, wenn ein entsprechendes Ersu-
chen des Bundesnachrichtendienstes vor-
liegt und soweit die Auskunft zur Erfüllung 
der Aufgaben nach den §§ 5 und 8 des Ar-
tikel 10-Gesetzes oder den §§ 19, 24, 26, 
32 und 33 des BND-Gesetzes erforderlich 
ist. Die Verwendung einer nach dieser Vor-
schrift erlangten Auskunft zu anderen Zwe-
cken ist ausgeschlossen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

§ 188 § 188 

Mitwirkungspflichten und Entschädi-
gung 

Mitwirkungspflichten und Entschädi-
gung 

(1) Die nach diesem Abschnitt Ver-
pflichteten haben auf Anordnung des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Energie 
in den Fällen des § 184 sowie im Rahmen 
von Vorsorgeplanungen und Übungen in 
Arbeitsstäben im Inland mitzuwirken sowie 
das hierfür erforderliche Fachpersonal ab-
zustellen. 

(1) Die nach diesem Abschnitt Ver-
pflichteten haben auf Anordnung des Bun-
desministeriums für Digitales und Staats-
modernisierung in den Fällen des § 184 
sowie im Rahmen von Vorsorgeplanungen 
und Übungen in Arbeitsstäben im Inland 
mitzuwirken sowie das hierfür erforderliche 
Fachpersonal abzustellen. 

(2) Für Personal, das aufgrund einer 
Anordnung nach Absatz 1 abgestellt 
wurde, wird ab Beginn des Einsatzes je 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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Person und angefangener Stunde eine Ent-
schädigung gewährt. Diese entspricht der 
Nummer 11.3 der Anlage 1 zum Justizver-
gütungs- und -entschädigungsgesetz vom 
5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 776), das zu-
letzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 21. 
Dezember 2020 (BGBl. I S. 3229) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung. Die Entschädigung darf je Person 
und Tag den Betrag, der für einen acht-
stündigen Einsatz zu leisten ist, nicht über-
schreiten. 

§ 193 § 193 

Veröffentlichung von Weisungen Veröffentlichung von Weisungen 

Weisungen, die das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie oder das 
Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur erteilen, sind im Bundesanzei-
ger zu veröffentlichen. Dies gilt nicht für 
Aufgaben, die von diesen Bundesministe-
rien aufgrund dieses Gesetzes oder ande-
rer Gesetze in eigener Zuständigkeit wahr-
zunehmen sind und mit deren Erfüllung sie 
die Bundesnetzagentur beauftragt haben. 

Weisungen, die das Bundesministe-
rium für Digitales und Staatsmodernisie-
rung oder das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie erteilen, sind im Bun-
desanzeiger zu veröffentlichen. Dies gilt 
nicht für Aufgaben, die von diesen Bundes-
ministerien aufgrund dieses Gesetzes oder 
anderer Gesetze in eigener Zuständigkeit 
wahrzunehmen sind und mit deren Erfül-
lung sie die Bundesnetzagentur beauftragt 
haben. 

§ 198 § 198 

Zusammenarbeit mit anderen Behörden 
auf der Ebene der Europäischen Union 

Zusammenarbeit mit anderen Behörden 
auf der Ebene der Europäischen Union 

(1) Die Bundesnetzagentur arbeitet 
mit den nationalen Regulierungsbehörden 
anderer Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, der Kommission und dem GEREK 
auf transparente Weise zusammen, um 
eine einheitliche Anwendung der Bestim-
mungen der Richtlinie (EU) 2018/1972 zu 
gewährleisten. Sie arbeitet insbesondere 
mit der Kommission und dem GEREK bei 
der Ermittlung der Maßnahmen zusammen, 
die zur Bewältigung bestimmter Situationen 
auf dem Markt am besten geeignet sind. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Bundesnetzagentur unterstützt 
die Ziele des GEREK in Bezug auf bessere 
regulatorische Koordinierung und mehr Ko-
härenz. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Die Bundesnetzagentur arbeitet 
gemeinsam und im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur in der Gruppe für Frequenzpo-
litik mit. 

(3) Die Bundesnetzagentur arbeitet 
gemeinsam und im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Digitales und 
Staatsmodernisierung in der Gruppe für 
Frequenzpolitik mit. 

(4) Die Bundesnetzagentur trägt bei 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben weitest-
gehend den Empfehlungen Rechnung, die 
die Kommission nach Artikel 38 Absatz 1 
und 2 der Richtlinie (EU) 2018/1972 er-
lässt. Beschließt die Bundesnetzagentur, 
sich nicht an eine solche Empfehlung zu 
halten, so teilt sie dies der Kommission un-
ter Angabe ihrer Gründe mit. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

§ 203 § 203 

Auskunftsverlangen und weitere Unter-
suchungsrechte; Übermittlungspflichten 

Auskunftsverlangen und weitere Unter-
suchungsrechte; Übermittlungspflichten 

(1) Unbeschadet anderer nationaler o-
der auf unmittelbar vollziehbarem Recht 
der Europäischen Union beruhender Be-
richts- und Informationspflichten sind die 
Betreiber öffentlicher Telekommunikations-
netze und die Anbieter öffentlich zugängli-
cher Telekommunikationsdienste sowie die 
Eigentümer und Betreiber öffentlicher Ver-
sorgungsnetze verpflichtet, der Bundes-
netzagentur auf Verlangen diejenigen Infor-
mationen zur Verfügung zu stellen, die für 
den Vollzug dieses Gesetzes und der wei-
teren ihr nach § 191 zugewiesenen Aufga-
ben und Befugnisse erforderlich sind. Die 
Bundesnetzagentur kann insbesondere 
Auskünfte verlangen, die erforderlich sind 
für  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. die systematische oder einzelfallbezo-
gene Überprüfung der Verpflichtungen, 
die sich aus diesem Gesetz oder auf-
grund dieses Gesetzes ergeben, 

 

2. die einzelfallbezogene Überprüfung 
von Verpflichtungen, wenn der Bun-
desnetzagentur eine Beschwerde vor-
liegt oder sie aus anderen Gründen 
eine Verletzung von Pflichten annimmt 
oder sie von sich aus Ermittlungen 
durchführt, 
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3. die Veröffentlichung von Qualitäts- und 
Preisvergleichen für Dienste zum Nut-
zen der Endnutzer, einschließlich Infor-
mationen über die tatsächliche, stand-
ortbezogene Netzabdeckung nach § 
52 Absatz 7 Satz 2, 

 

4. von ihr genau angegebene statistische 
Zwecke, 

 

5. die Marktdefinitions- und Marktanaly-
severfahren nach den §§ 10 und 11 
sowie die Regulierungsverfügung nach 
§ 13, 

 

6. das Marktprüfungsverfahren für Ver-
pflichtungszusagen nach § 19 und für 
die Auferlegung von Zugangsverpflich-
tungen bei Hindernissen der Replizier-
barkeit nach § 22, 

 

7. die Durchführung der Verfahren in Teil 
9, 

 

8. Verfahren auf Erteilung von Nutzungs-
rechten und zur Überprüfung der ent-
sprechenden Anträge oder 

 

9. die systematische oder einzelfallbezo-
gene Überprüfung der Einhaltung ge-
setzlicher Vorschriften über die Zutei-
lung und Nutzung von Nummern sowie 
der von der Bundesnetzagentur ge-
troffenen Festlegungen und erteilten 
Bedingungen über die Zuteilung und 
Nutzung von Nummern. 

 

Auskünfte nach Satz 2 Nummer 1 bis 5 
dürfen nicht vor dem Zugang zum Markt o-
der als Bedingung für den Zugang verlangt 
werden. Satz 1 gilt entsprechend für Anbie-
ter im Sinne von Artikel 2 Nummer 18 der 
Verordnung (EU) 2018/302. Reichen die 
von den in den Satz 1 genannten Unter-
nehmen übermittelten Informationen für die 
Bundesnetzagentur nicht aus, um ihre Re-
gulierungsaufgaben wahrzunehmen, kön-
nen auch andere Unternehmen, die in der 
Telekommunikation oder in eng damit ver-
bundenen Sektoren tätig sind, zur Erteilung 
von Auskünften über die in den Sätzen 1 
und 2 genannten Zwecke verpflichtet wer-
den. 
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(2) Soweit es zur Erfüllung der nach 
diesem Gesetz oder der weiteren ihr zuge-
wiesenen Aufgaben und Befugnisse nach § 
191 erforderlich ist, kann die Bundesnetza-
gentur von den in Absatz 1 genannten Un-
ternehmen  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. Auskunft über ihre wirtschaftlichen Ver-
hältnisse, insbesondere über Umsatz-
zahlen, verlangen sowie 

 

2. innerhalb der üblichen Betriebs- oder 
Geschäftszeiten die geschäftlichen Un-
terlagen einsehen und prüfen. 

 

Die Bundesnetzagentur kann von den in 
Absatz 1 genannten Unternehmen insbe-
sondere Auskünfte über künftige Netz- und 
Diensteentwicklungen verlangen, wenn 
diese Entwicklungen sich auf Dienste auf 
Vorleistungsebene auswirken können, die 
die Unternehmen Wettbewerbern zugäng-
lich machen. Die Bundesnetzagentur kann 
ferner von Unternehmen mit beträchtlicher 
Marktmacht auf Vorleistungsmärkten ver-
langen, Rechnungslegungsdaten zu den 
mit diesen Vorleistungsmärkten verbunde-
nen Endnutzermärkten vorzulegen. 

 

(3) Soweit es zur Erfüllung der Aufga-
ben erforderlich ist, die der Bundesnetza-
gentur in diesem Gesetz übertragen wer-
den, kann die Bundesnetzagentur im Streit-
fall  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. passive Netzinfrastrukturen öffentlicher 
Versorgungsnetze vor Ort untersu-
chen, 

 

2. von den Eigentümern und Betreibern 
öffentlicher Versorgungsnetze Aus-
künfte über künftige Entwicklungen der 
Netze und Dienste verlangen, soweit 
sich diese Entwicklungen auf die Mit-
nutzung der passiven Netzinfrastruktu-
ren der Eigentümer und Betreiber öf-
fentlicher Versorgungsnetze auswirken 
können, und 

 

3. in den Fällen von § 79 Absatz 3, § 136 
Absatz 4, § 137 Absatz 3, § 141 Ab-
satz 2, § 142 Absatz 4, § 143 Absatz 4, 
§ 153 Absatz 4 und § 154 Absatz 4 
Einsicht nehmen in die von den 
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Betreibern öffentlicher Versorgungs-
netze erstellten Sicherheitskonzepte, 
sonstigen Konzepte, Nachweisdoku-
mente oder in Teile davon. 

(4) Die zentrale Informationsstelle des 
Bundes kann von Eigentümern oder Betrei-
bern öffentlicher Telekommunikationsnetze 
oder Telekommunikationslinien verlangen, 
diejenigen Informationen zur Verfügung zu 
stellen, die erforderlich sind zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben nach  

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. § 78 Absatz 1 Nummer 2 in Verbin-
dung mit § 80 und 

 

2. § 78 Absatz 1 Nummer 3 in Verbin-
dung mit § 81. 

 

Reichen die gemäß Satz 1 gesammelten 
Informationen für die Zwecke der §§ 80 
und 81 nicht aus, kann die zentrale Infor-
mationsstelle des Bundes andere Unter-
nehmen, die in der Telekommunikation o-
der in eng damit verbundenen Sektoren tä-
tig sind, um Informationen ersuchen, die 
zur Erfüllung der Aufgaben nach § 78 Ab-
satz 1 Nummer 2 in Verbindung mit § 80 
und nach § 78 Absatz 1 Nummer 3 in Ver-
bindung mit § 81 erforderlich sind. 

 

(5) Die Bundesnetzagentur stellt dem 
Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie und dem Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur Daten 
zum tatsächlichen, standortbezogenen 
Ausbau der Mobilfunknetze nach Absatz 1 
Satz 2 Nummer 3 in Verbindung mit § 52 
Absatz 7 Satz 2, insbesondere Daten zu lo-
kalen Schwerpunkten für Verbindungsab-
brüche bei der Sprachtelefonie, einschließ-
lich unternehmensbezogener Daten und 
der Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, 
in einem weiterverarbeitungsfähigen For-
mat zur Verfügung, soweit dies zur Erfül-
lung ihrer jeweiligen gesetzlichen Aufgaben 
erforderlich ist. Zu den gesetzlichen Aufga-
ben zählt auch die Erstellung von Netzab-
deckungskarten unter Wahrung von Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnissen. 

(5) Die Bundesnetzagentur stellt dem 
Bundesministerium für Digitales und 
Staatsmodernisierung Daten zum tat-
sächlichen, standortbezogenen Ausbau der 
Mobilfunknetze nach Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 3 in Verbindung mit § 52 Absatz 7 Satz 
2, insbesondere Daten zu lokalen Schwer-
punkten für Verbindungsabbrüche bei der 
Sprachtelefonie, einschließlich unterneh-
mensbezogener Daten und der Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse, in einem wei-
terverarbeitungsfähigen Format zur Verfü-
gung, soweit dies zur Erfüllung ihrer jeweili-
gen gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist. 
Zu den gesetzlichen Aufgaben zählt auch 
die Erstellung von Netzabdeckungskarten 
unter Wahrung von Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnissen. 

(6) Die Bundesnetzagentur ordnet die 
Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 3 
durch Verfügung an. Die zentrale Informati-
onsstelle des Bundes fordert die 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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Informationen nach Absatz 4 durch Verfü-
gung an. In der Verfügung sind die Rechts-
grundlagen, der Gegenstand und der 
Zweck des Auskunftsverlangens anzuge-
ben. Ein Auskunftsverlangen kann dabei 
mehrere Zwecke umfassen. Für die Ertei-
lung der Auskunft oder der Information ist 
eine angemessene Frist zu bestimmen. Die 
Übermittlung der angeforderten Auskünfte 
oder Informationen erfolgt elektronisch und 
in einem weiterverarbeitungsfähigen For-
mat, soweit dies von der Bundesnetzagen-
tur oder der zentralen Informationsstelle 
des Bundes nicht anders angeordnet 
wurde. Die Bundesnetzagentur und die 
zentrale Informationsstelle des Bundes 
können zur Ausgestaltung und zu den In-
tervallen der Übermittlung geeignete Vor-
gaben machen. 

§ 211 § 211 

Beschlusskammerentscheidungen Beschlusskammerentscheidungen 

(1) Die Bundesnetzagentur entschei-
det durch Beschlusskammern in den Fällen 
des Teils 2, des § 91 Absatz 9 sowie der 
§§ 100 und 101. Absatz 4 Satz 1 bleibt un-
berührt. Die Entscheidung ergeht durch 
Verwaltungsakt. Die Beschlusskammern 
werden mit Ausnahme der Absätze 2 und 4 
nach Bestimmung des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Energie im Benehmen 
mit dem Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur gebildet. 

(1) Die Bundesnetzagentur entschei-
det durch Beschlusskammern in den Fällen 
des Teils 2, des § 91 Absatz 9 sowie der 
§§ 100 und 101. Absatz 4 Satz 1 bleibt un-
berührt. Die Entscheidung ergeht durch 
Verwaltungsakt. Die Beschlusskammern 
werden mit Ausnahme der Absätze 2 und 4 
nach Bestimmung des Bundesministeriums 
für Digitales und Staatsmodernisierung 
im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie gebildet. 

(2) Die Bundesnetzagentur entschei-
det durch Beschlusskammern als nationale 
Streitbeilegungsstelle in den Fällen von § 
72, § 128 Absatz 4, § 134 Absatz 5 und § 
149. Die Entscheidung ergeht durch Ver-
waltungsakt. Nationale Streitbeilegungs-
stellen werden nach Bestimmung des Bun-
desministeriums für Verkehr und digitale 
Infrastruktur im Benehmen mit dem Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie 
gebildet. 

(2) Die Bundesnetzagentur entschei-
det durch Beschlusskammern als nationale 
Streitbeilegungsstelle in den Fällen von § 
72, § 128 Absatz 4, § 134 Absatz 5 und § 
149. Die Entscheidung ergeht durch Ver-
waltungsakt. Nationale Streitbeilegungs-
stellen werden nach Bestimmung des Bun-
desministeriums für Digitales und Staats-
modernisierung im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie gebildet. 

(3) Die Beschlusskammern entschei-
den in der Besetzung mit einem Vorsitzen-
den oder einer Vorsitzenden und zwei bei-
sitzenden Mitgliedern. Der oder die Vorsit-
zende und die beisitzenden Mitglieder 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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müssen die Befähigung für eine Laufbahn 
des höheren Dienstes erworben haben. 
Mindestens ein Mitglied der Beschlusskam-
mer muss die Befähigung zum Richteramt 
haben. 

(4) In den Fällen des § 91 Absatz 9 
sowie der §§ 100 und 101 findet für die Be-
setzung der Beschlusskammer § 3 Absatz 
1 Satz 1 und Absatz 2 des Gesetzes über 
die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen 
entsprechende Anwendung; Absatz 3 Satz 
2 und 3 findet insoweit keine Anwendung. 
Die Entscheidung in den Fällen des § 100 
Absatz 4 Nummer 2 und 4 erfolgt im Be-
nehmen mit dem Beirat. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Zur Wahrung einer einheitlichen 
Spruchpraxis in Fällen vergleichbarer oder 
zusammenhängender Sachverhalte und 
zur Sicherstellung des Konsistenzgebotes 
nach § 38 Absatz 5 Satz 2 Nummer 1 sind 
in der Geschäftsordnung der Bundesnetza-
gentur Verfahren vorzusehen, die vor Er-
lass von Entscheidungen umfassende Ab-
stimmungs-, Auskunfts- und Informations-
pflichten der jeweiligen Beschlusskammern 
und der Abteilungen vorsehen. Soweit Ent-
scheidungen der Beschlusskammern nach 
den §§ 24 bis 32 Absatz 2, nach § 38 oder 
§ 49 betroffen sind, ist in der Geschäftsord-
nung sicherzustellen, dass Festlegungen 
nach den §§ 10 und 11 durch die Präsiden-
tenkammer erfolgen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Abweichend von § 209 Absatz 1 
sind Entscheidungen der Beschlusskam-
mern den Beteiligten nach den Vorschriften 
des Verwaltungszustellungsgesetzes zuzu-
stellen. Beschlusskammerentscheidungen, 
die gegenüber einem Beteiligten im Aus-
land ergehen, stellt die Bundesnetzagentur 
denjenigen zu, die der Beteiligte der Bun-
desnetzagentur als Zustellungsbevollmäch-
tigte im Inland benannt hat. Hat der Betei-
ligte keine Zustellungsbevollmächtigten im 
Inland benannt, so stellt die Beschlusskam-
mer die Entscheidung durch Bekanntma-
chung im Bundesanzeiger oder nach § 9 
des Verwaltungszustellungsgesetzes im 
Ausland zu. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Sofern ein Verfahren nicht mit ei-
ner Entscheidung abgeschlossen wird, die 

(7) u n v e r ä n d e r t  
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den Beteiligten nach Absatz 6 zugestellt 
wird, ist die Beendigung des Verfahrens 
den Beteiligten mitzuteilen. 

§ 221 § 221 

Internationale Aufgaben Internationale Aufgaben 

(1) Im Bereich der europäischen und 
internationalen Telekommunikationspolitik, 
insbesondere bei der Mitarbeit in europäi-
schen und internationalen Institutionen und 
Organisationen, wird die Bundesnetzagen-
tur im Auftrag des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie oder des Bundes-
ministeriums für Verkehr und digitale Infra-
struktur tätig. Dies gilt nicht für Aufgaben, 
die die Bundesnetzagentur aufgrund dieses 
Gesetzes oder anderer Gesetze sowie auf-
grund von Verordnungen der Europäischen 
Union in eigener Zuständigkeit wahrnimmt. 

(1) Im Bereich der europäischen und 
internationalen Telekommunikationspolitik, 
insbesondere bei der Mitarbeit in europäi-
schen und internationalen Institutionen und 
Organisationen, wird die Bundesnetzagen-
tur im Auftrag des Bundesministeriums für 
Digitales und Staatsmodernisierung oder 
des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Energie tätig. Dies gilt nicht für Aufga-
ben, die die Bundesnetzagentur aufgrund 
dieses Gesetzes oder anderer Gesetze so-
wie aufgrund von Verordnungen der Euro-
päischen Union in eigener Zuständigkeit 
wahrnimmt. 

(2) Die Bundesnetzagentur unterrich-
tet das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie oder das Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur vorab 
über die wesentlichen Inhalte geplanter Sit-
zungen in europäischen und internationa-
len Gremien. Sie fasst die wesentlichen Er-
gebnisse und Schlussfolgerungen der Sit-
zungen zusammen und übermittelt sie un-
verzüglich an das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie oder das Bundes-
ministerium für Verkehr und digitale Infra-
struktur. Bei Aufgaben, die die Bundesnetz-
agentur nach Absatz 1 Satz 2 in eigener 
Zuständigkeit wahrnimmt, finden die Sätze 
1 und 2 keine Anwendung, soweit zwin-
gende Vorschriften die vertrauliche Be-
handlung von Informationen fordern. 

(2) Die Bundesnetzagentur unterrich-
tet das Bundesministerium für Digitales 
und Staatsmodernisierung oder das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie 
vorab über die wesentlichen Inhalte ge-
planter Sitzungen in europäischen und in-
ternationalen Gremien. Sie fasst die we-
sentlichen Ergebnisse und Schlussfolge-
rungen der Sitzungen zusammen und über-
mittelt sie unverzüglich an das Bundesmi-
nisterium für Digitales und Staatsmoder-
nisierung oder das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie. Bei Aufgaben, die 
die Bundesnetzagentur nach Absatz 1 Satz 
2 in eigener Zuständigkeit wahrnimmt, fin-
den die Sätze 1 und 2 keine Anwendung, 
soweit zwingende Vorschriften die vertrauli-
che Behandlung von Informationen fordern. 

§ 223 § 223 

Gebühren und Auslagen; Verordnungs-
ermächtigung 

Gebühren und Auslagen; Verordnungs-
ermächtigung 

(1) Die Gebühren für Entscheidungen 
über die Zuteilung von Frequenzen nach 
den §§ 91 und 92 sind abweichend von § 9 
Absatz 1 des Bundesgebührengesetzes so 
zu bestimmen, dass sie als 

(1) u n v e r ä n d e r t  

Table.Briefings



 - 62 -  

Geltendes Recht Formulierungshilfe 

Lenkungszweck die optimale Nutzung und 
eine den Zielen dieses Gesetzes verpflich-
tete effiziente Verwendung dieser Güter si-
cherstellen. Für Gebühren für Entscheidun-
gen über die Zuteilung von Rundfunkfre-
quenzen sind die medienrechtlichen Ziel-
vorgaben der Länder zu berücksichtigen. 
Die Bemessung der Gebühren ist nach 
Maßgabe von Satz 1 in regelmäßigem Ab-
stand, mindestens jedoch alle fünf Jahre zu 
überprüfen und erforderlichenfalls anzu-
passen. Gebührenentscheidungen nach 
Satz 1 können eine Zahlung in jährlich fällig 
werdenden Raten vorsehen. Bei Erlöschen 
einer Frequenzzuteilung durch Verzicht 
nach § 102 Absatz 8 soll eine anteilige Ge-
bührenermäßigung gewährt werden, wenn 
dadurch eine effizientere Frequenznutzung 
bewirkt wird. Es werden keine Gebühren 
erhoben, wenn Frequenzen im Wege eines 
Verfahrens nach § 100 Absatz 5 und 6 ver-
geben werden. 

(2) Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie bestimmt im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur und dem 
Bundesministerium der Finanzen die Ge-
bühren nach Absatz 1 Satz 1 sowie die mit 
einer Frequenzzuteilung im Sachzusam-
menhang stehenden Gebühren durch eine 
Besondere Gebührenverordnung nach § 22 
Absatz 4 des Bundesgebührengesetzes. 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie kann die Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium der Finanzen und 
dem Bundesministerium für Verkehr und di-
gitale Infrastruktur auf die Bundesnetza-
gentur übertragen. Eine Rechtsverordnung 
nach Satz 2, ihre Änderung und ihre Aufhe-
bung bedürfen des Einvernehmens mit 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie, dem Bundesministerium der Fi-
nanzen und dem Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur. 

(2) Das Bundesministerium für Digita-
les und Staatsmodernisierung bestimmt 
im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie und dem 
Bundesministerium der Finanzen die Ge-
bühren nach Absatz 1 Satz 1 sowie die mit 
einer Frequenzzuteilung im Sachzusam-
menhang stehenden Gebühren durch eine 
Besondere Gebührenverordnung nach § 22 
Absatz 4 des Bundesgebührengesetzes. 
Das Bundesministerium für Digitales und 
Staatsmodernisierung kann die Ermächti-
gung durch Rechtsverordnung im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium der 
Finanzen und dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie auf die Bundes-
netzagentur übertragen. Eine Rechtsver-
ordnung nach Satz 2, ihre Änderung und 
ihre Aufhebung bedürfen des Einverneh-
mens mit dem Bundesministerium für Digi-
tales und Staatsmodernisierung, dem 
Bundesministerium der Finanzen und dem 
Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie. 

(3) Die Gebühren für Entscheidungen 
über die Zuteilung von Nummern können in 
einer Besonderen Gebührenverordnung 
nach § 22 Absatz 4 des Bundesgebühren-
gesetzes abweichend von § 9 Absatz 1 des 
Bundesgebührengesetzes so bestimmt 
werden, dass sie als Lenkungszweck die 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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optimale Nutzung und eine den Zielen die-
ses Gesetzes verpflichtete effiziente Ver-
wendung der Nummern sicherstellen. 

(4) Die Wegebaulastträger können in 
ihrem Zuständigkeitsbereich Regelungen 
erlassen, nach denen lediglich die Verwal-
tungskosten abdeckende Gebühren und 
Auslagen für die Erteilung von Zustim-
mungsbescheiden nach § 127 Absatz 1 zur 
Nutzung öffentlicher Wege erhoben werden 
können. Eine Pauschalierung ist zulässig. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

§ 224 § 224 

Frequenznutzungsbeitrag Frequenznutzungsbeitrag 

(1) Die Bundesnetzagentur erhebt 
jährliche Beiträge zur Deckung ihrer Kosten 
für die Verwaltung, Kontrolle und Durchset-
zung von Allgemeinzuteilungen und Nut-
zungsrechten im Bereich der Frequenz- 
und Orbitnutzungen nach diesem Gesetz 
oder den darauf beruhenden Rechtsverord-
nungen. Dies umfasst insbesondere auch 
die Kosten der Bundesnetzagentur für  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. die Planung und Fortschreibung von 
Frequenznutzungen einschließlich der 
notwendigen Messungen, Prüfungen 
und Verträglichkeitsuntersuchungen 
zur Gewährleistung einer effizienten 
und störungsfreien Frequenznutzung, 

 

2. internationale Zusammenarbeit, Har-
monisierung und Normung. 

 

(2) Beitragspflichtig sind diejenigen, 
denen Frequenzen zugeteilt sind. Die An-
teile an den Kosten werden den einzelnen 
Nutzergruppen, die sich aus der Frequenz-
zuweisung ergeben, so weit wie möglich 
aufwandsbezogen zugeordnet. Eine Bei-
tragspflicht ist auch dann gegeben, wenn 
eine Frequenz aufgrund sonstiger Verwal-
tungsakte oder dauerhaft ohne Zuteilung 
genutzt wird. Dies gilt insbesondere für die 
bis zum 1. August 1996 erteilten Rechte, 
soweit sie Festlegungen über die Nutzung 
von Frequenzen enthalten. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) In die nach Absatz 1 abzugelten-
den Kosten sind solche nicht 

(3) In die nach Absatz 1 abzugelten-
den Kosten sind solche nicht 
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einzubeziehen, für die bereits die nachste-
henden Gebühren oder Beiträge nach den 
genannten Vorschriften in der jeweils gülti-
gen Fassung und nach den auf diesen Vor-
schriften beruhenden Rechtsverordnungen 
erhoben werden:  

einzubeziehen, für die bereits die nachste-
henden Gebühren oder Beiträge nach den 
genannten Vorschriften in der jeweils gülti-
gen Fassung und nach den auf diesen Vor-
schriften beruhenden Rechtsverordnungen 
erhoben werden:  

1. eine Gebühr nach § 223, 1. u n v e r ä n d e r t  

2. Gebühren nach den Besonderen Ge-
bührenverordnungen des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft und Energie 
im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium für Verkehr und digitale Infra-
struktur nach § 22 Absatz 4 des Bun-
desgebührengesetzes, 

2. Gebühren nach den Besonderen Ge-
bührenverordnungen des Bundesmi-
nisteriums für Digitales und Staats-
modernisierung im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie nach § 22 Absatz 4 des 
Bundesgebührengesetzes, 

3. Beiträge nach § 31 des Elektromagne-
tische-Verträglichkeit-Gesetzes oder 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. Beiträge nach § 35 des Funkanlagen-
gesetzes. 

4. u n v e r ä n d e r t  

(4) Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium 
der Finanzen und dem Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf, nach Maß-
gabe der vorstehenden Absätze das Nä-
here festzulegen über  

(4) Das Bundesministerium für Digita-
les und Staatsmodernisierung wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium der Finanzen und dem 
Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
nach Maßgabe der vorstehenden Absätze 
das Nähere festzulegen über  

1. den Kreis der Beitragspflichtigen, 1. u n v e r ä n d e r t  

2. die Beitragssätze, 2. u n v e r ä n d e r t  

3. die Beitragskalkulation und 3. u n v e r ä n d e r t  

4. das Verfahren der Beitragserhebung 
einschließlich der Zahlungsweise. 

4. u n v e r ä n d e r t  

Der auf das Allgemeininteresse entfallende 
Kostenanteil ist beitragsmindernd zu be-
rücksichtigen. Das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie kann die Ermächti-
gung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung 
unter Sicherstellung der Einvernehmensre-
gelung auf die Bundesnetzagentur übertra-
gen. Eine Rechtsverordnung der Bundes-
netzagentur, ihre Änderung und ihre Aufhe-
bung bedürfen des Einvernehmens mit 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie, dem Bundesministerium der 

Der auf das Allgemeininteresse entfallende 
Kostenanteil ist beitragsmindernd zu be-
rücksichtigen. Das Bundesministerium für 
Digitales und Staatsmodernisierung 
kann die Ermächtigung nach Satz 1 durch 
Rechtsverordnung unter Sicherstellung der 
Einvernehmensregelung auf die Bundes-
netzagentur übertragen. Eine Rechtsver-
ordnung der Bundesnetzagentur, ihre Än-
derung und ihre Aufhebung bedürfen des 
Einvernehmens mit dem Bundesministe-
rium für Digitales und Staatsmodernisie-
rung, dem Bundesministerium der 
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Finanzen und dem Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur. 

Finanzen und dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie. 
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